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Öffentliche Bekanntmachungen

 Tagesordnung für die Sitzung des Rates am 
Mittwoch, 21.2.2024, 16.15 Uhr, Festsaal,  
1. Etage, Rathaus,  Prinzipalmarkt 8-9,
48143 Münster
Satzung für die Benutzung der Friedhöfe der 
Stadt Münster 
Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 
für die Friedhofseinrichtungen der Stadt 
Münster vom 12.12.2003, zuletzt geändert am 
16.12.2016
Tarif für Leistungen der Abfallwirtschafts-
betriebe im Jahr 2024
Einladung zur Jagdgenossenschaftsversamm-
lung 
Aufsichtsrat der Stadtwerke Münster GmbH
Aufnahme einer Kraftloserklärung
Wasser- und Bodenverband Obere Stever
Betretungsverbot Standortübungsplatz Han-
dorf-Ost und Münster Dorbaum für die Zivil-
bevölkerung
Benachrichtigung über öffentliche Zustellun-
gen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Tagesordnung für die Sitzung des Rates
am Mittwoch, 21.2.2024, 16.15 Uhr,
Festsaal, 1. Etage, Rathaus,  
Prinzipalmarkt 8-9, 48143 Münster

Öffentlicher Sitzungsteil

1. Einführung und Verpflichtung eines neuen
Ratsmitgliedes

2. Fragestunde für Einwohnerinnen und
Einwohner

2.1. Maßnahmenplan zur Klimaneutralität der
Stadt Münster bis 2030

2.2. Behelfsbrücke zwischen Pleistermühlen-
weg-Brücke und Prozessionsweg-Brücke

3. Aktuelle Stunde

4. Eingänge und Mitteilungen

5. Anregungen gemäß § 24 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen

6. Anfragen von Ratsmitgliedern

7. Anregungen der Bezirksvertretungen

8. Anregungen des Integrationsrates

9. Anregungen der Kommunalen Senioren-
vertretung Münster

10. Anregungen des Jugendrates

10.1. Ausbau des Bahnhaltepunktes Münster-
Albachten

10.2. Pumptrackanlage in Roxel

10.3. Trinkbrunnen auf öffentlichen Spielplätzen

10.4. Änderung der Satzung des Jugendrates der 
Stadt Münster

10.5. Satzung des Jugendrates der Stadt Münster - 
Änderung der Sitzverteilung

11. Anregungen der Kommission zur Förderung
der Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen
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12. Anträge von Ratsmitgliedern nach § 3 Abs. 1 
der Geschäftsordnung des Rates (sofortige 
Beschlussfassung)

12.1. Image der Sparkasse verbessern
Antrag der Internationalen Fraktion Die 
PARTEI/ÖDP

12.2. Ertüchtigung der Räumlichkeiten und 
Einführung der Möglichkeit von hybriden 
Sitzungen in den Ausschüssen der Stadt 
Münster
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion, der 
Ratsgruppe Volt, der CDU-Fraktion, der FDP-
Fraktion, der Die Linke Ratsfraktion Münster 
und der Internationalen Fraktion Die PARTEI/
ÖDP

12.3. Gegen Rechtsextremismus und Faschismus - 
Nie wieder ist jetzt
Antrag der Internationalen Fraktion Die 
PARTEI/ÖDP

13. Bestellung einer Schriftführung für die Sit-
zungen des Rates

14. Feststellung des Jahresabschlusses 2022 der 
Stadt Münster, Korrektur zur Feststellung 
des Jahresabschlusses 2019 der Stadt Müns-
ter

15. Änderung der Satzung für die Wahl des Ju-
gendrates der Stadt Münster (Wahlordnung 
Jugendrat)

16. Satzung zur Änderung der Satzung für das 
Jugendamt der Stadt Münster - Besetzung 
des Ausschusses für Kinder, Jugendliche und 
Familien

17. Freilichtmuseum Mühlenhof: Jahresberichte

18. KonvOY GmbH: Anpassung der Regelung 
in § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Aufsichtsrates (GO AR) zur Vertretung der 
Gemeinde im Aufsichtsrat

19. Anpassung der Fahrpreise im Gebiet der 
Stadt Münster innerhalb des WestfalenTarifs 
zum 1. August 2024

20. Westfälische Bauindustrie GmbH - Neu-
fassung der Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung

21. Bericht über die Beteiligungen der Stadt 
Münster im Jahr 2022 (Beteiligungsbericht 
2022)

22. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen im 2. Halbjahr 2023

23. Nachtbürgermeister/in für Münster
Bilanz

24. Klimagerechte Stadtentwicklung – Rechts-
expertise zum Einsatz städtebaulicher 
Sanierungsmaßnahmen nach §§ 136 ff. des 
Baugesetzbuches (BauGB) mit dem Ziel der 
energetischen Sanierung von Bestandsquar-
tieren

25. Beitritt zum Netzwerk Stadtentwicklung 
NRW

26. Mobilstationskonzept der Stadt Münster - 
Teil B: Standortkonzept

27. Fortschreibung 3. Nahverkehrsplan - Ein-
stieg in die ÖPNV-Hochleistungsachsen im 
Korridor Coerde - Hauptbahnhof

28. Absicherung von Förderschulkapazitäten 
durch die Erweiterung der Papst-Johannes-
Schule - Aufstellung von Fertigbauklassen

29. Überleitung der Jugendhilfe an der Kom-
pass-Schule in die Trägerschaft der freien 
Jugendhilfe

30. Rathaus-Stadtweinhaus: Umgestaltung der 
Bürgerhalle 
- Baubeschluss -

31. Baugebiet „Handorf – Hobbeltstraße / 
Kirschgarten / Heriburgstraße“ –  
Quartierskonzept und Übertragung von 
Grundstücken an die Wohn und Stadtbau 
GmbH (W+S) (Stadtbezirk Ost, Handorf)

32. Bürgerpark im York Quartier
Planungsbeschluss 1. + 2. BA
Baubeschluss 1. BA

33. Bauleitplanung

33.1. Stadtbezirk Münster-Hiltrup

33.1.1. Satzung gemäß § 34 BauGB für den Bereich 
„Angelmodde - Hiltruper Straße / Westlich 
Am Sandbach“ [Wohnbebauung]
1. Beschluss über die Stellungnahmen
2. Satzungsbeschluss

33.1.2. 1.   117. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Münster im Stadtbezirk Müns-
ter-Südost, Stadtteil Gremmendorf-West 
im Bereich Boelckeweg / Albersloher Weg 
/ Bundesstraße B 51 
Beschluss zur Änderung

2.  Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 
626: Boelckeweg / Albersloher Weg /  
Bundesstraße B 51 
Beschluss zur Änderung des Aufstellungs-
beschlusses

[Gasometer - Verfahrenswechsel]

33.1.3. Bebauungsplan Nr. 647: Hiltrup - Westfalen-
straße (gegenüber Hallenbad)
Beschluss zur Aufstellung
[Sicherung des Stadtbereichszentrums 
Hiltrup-Mitte]

33.2. Stadtbezirk Münster-Südost
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33.2.1. 43. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Münster im Stadtteil Gremmendorf 
im Bereich 
Loddenheide / Albersloher Weg 198 
[Mömax]
1. Beschluss über die Stellungnahmen
2. Abschließender Beschluss

33.2.2. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 
604: Loddenheide – Albersloher Weg 198 
[Mömax]
1. Beschluss über die Stellungnahmen
2. Satzungsbeschluss

34. Anträge von Ratsmitgliedern nach § 3 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Rates

34.1. Münster gründet einen Inklusionsbetrieb
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Perso-
nal, Digitalisierung, Organisation, Sicherheit 
und Ordnung

34.2. Erreichbarkeit der neuen Justizvollzugsan-
stalt verbessern
Antrag der Internationalen Fraktion Die 
PARTEI/ÖDP
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Ver-
kehr und Mobilität

34.3. Pragmatisch und schnell – für leistbares 
Wohnen in Münster
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

34.4. Patenschaft zu Braunsberg evaluieren
Antrag der Internationalen Fraktion Die 
PARTEI/ÖDP
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

34.5. Bericht zu Berichtspflichten
Antrag der Internationalen Fraktion Die 
PARTEI/ÖDP
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

34.6. Anmeldeverfahren für weiterführende 
Schulen reformieren!
Antrag der FDP-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung

34.7. Einführung des „Orientierungssystems 
Gütersloher Modell (OGM)“ in den städt. 
Schulen
Antrag der FDP-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung

34.8. Für verbesserte Beschäftigungschancen von 
Menschen mit Behinderungen
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und 
der Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Perso-
nal, Digitalisierung, Organisation, Sicherheit 
und Ordnung

35. Umbesetzungen in Ausschüssen des Rates 
und sonstigen Gremien

36. Verschiedenes

Nichtöffentlicher Sitzungsteil

1. Eingänge und Mitteilungen

2. Personalangelegenheiten

2.1. Personalangelegenheit Technologieförde-
rung Münster GmbH

2.2. Technische Betriebsleitung der Abfallwirt-
schaftsbetriebe Münster - Verlängerung des 
Arbeitsverhältnisses

2.3. Auswahlentscheidung Leitung des Amtes 
für Wirtschaftlichkeitsprüfung und Revision 
(m/w/d)

2.4. Auswahlentscheidung Leitung des Amtes für 
Bürger- und Ratsservice (m/w/d)

3. Klärschlammverwertung Buchenhofen 
GmbH:
1.  Zustimmung zur Fortführung - Erreichung 

der Meilensteine D und E sowie Beauftra-
gung von     Planungsleistungen der Leis-
tungsphasen 6 und 7 HOAI

2.  Ertragszuschuss - Abschluss von Nach-
tragsvereinbarungen zum Kooperations-
vertrag 

3. Neuwahl der Geschäftsführung
4.  Gesellschafterdarlehen zur Einbringung 

des Eigenanteils im Rahmen des     Ge-
samtfinanzierungskonzeptes

4. Preis der Stadt Münster für Internationale 
Poesie 2024 
hier: Nominierung der Preisträger/innen

5. Verschiedenes

Münster, den 14. Februar 2024
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe
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§ 22  Allgemeine Gestaltungsgrundsätze der Grab-
beete und Grabbeetgrößen

§ 23  Besondere Gestaltungsvorschriften für die als
Rasengrab angelegten Reihen- und Wahlgräber

§ 24 entfallen

E.  Grabmale, Grababdeckungen und bauliche Anlagen
§ 25 entfallen
§ 26 Allgemeine Gestaltungsvorschriften
§ 27 Zustimmungserfordernis
§ 28 Anlieferung der Grabmale
§ 29 Fundamentierung und Befestigung der Grabmale
§ 30 Unterhaltung der Grabmale
§ 31 Entfernen der Grabmale

F.  Gärtnerische Herrichtung und Pflege der
Grab stätten

§ 32 Allgemeines
§ 33 entfallen
§ 34 Allgemeine Gestaltungsvorschriften
§ 35 Vernachlässigung der Grabbeete

G. Leichenhallen und Trauerfeiern
§ 36 Benutzung der Leichenhallen
§ 37 Trauerfeiern

H. Schlussvorschriften
§ 38 Haftung
§ 39 Gebühren
§ 40 Ordnungswidrigkeiten
§ 41 Alte Rechte
§ 41a Ausnahmen im Einzelfall
§ 42 Inkrafttreten

A. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Geltungsbereich
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der 
Stadt Münster gelegenen oder von ihr verwalteten 
Friedhöfe oder Friedhofseinrichtungen:

Waldfriedhof Lauheide, Lauheide
Friedhof Wolbeck, Eschstraße
Friedhof Angelmodde (Homannstraße, Am Hohen 
Ufer)
Friedhof Hohe Ward Hiltrup, Am Waldfriedhof
Friedhof Albachten, Osthofstraße
Friedhof Nienberge, Am Braaken

Die Verwaltung dieser Friedhöfe nimmt das Amt für 
Grünflächen und Umweltschutz und Nachhaltigkeit 
der Stadt Münster wahr. Friedhofsträgerin ist die Stadt 
Münster, vertreten durch den Oberbürgermeister.

In der Satzung „Satzung für die Benutzung der Fried-
höfe der Stadt Münster“ wurde das Satzungsdatum 
und das Datum der Unterschrift des Oberbürgermeis-
ters im Amtsblatt Nr. 26/2023 vom 22.12.2023 Seite 
281/294 versehentlich fehlerhaft bekannt gemacht. 
Die ordnungsgemäße Bekanntmachung wird hiermit 
nachgeholt.

Satzung für die Benutzung der Friedhöfe der 
Stadt Münster

vom 16.12.2023
Der Rat der Stadt Münster hat in seiner Sitzung am 
13.12.2023 aufgrund des § 7 Absätze 1 und 2, und der 
§§ 8,9 und 41 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW 1994 S. 666)
in der aktuellen Fassung und § 4 des Gesetzes über das
Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz
– BestG NRW) vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313) in
der aktuellen Fassung diese Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

A. Allgemeine Bestimmungen
§ 1  Geltungsbereich
§ 2  Begrifflichkeiten
§ 3  Friedhofszweck und Bestattungsrechte
§ 4  Bestattungsbezirke

B. Ordnungsvorschriften
§ 5  Öffnungszeiten
§ 6  Verhalten auf den Friedhöfen
§ 7  Dienstleistungserbringende

C. Bestattungsvorschriften
§ 8   Allgemeines
§ 9    Beschaffenheit von Särgen, Urnen, Überurnen und

Tüchern
§ 10 Bestattungen
§ 11 Ruhezeit
§ 12 Graböffnungen, Ausgrabungen

D. Grabstätten
§ 13 Allgemeines
§ 14 Grabarten
§ 15 Reihengräber
§ 16 Wahlgräber
§ 17 Anonyme Urnengräber und Aschestreufelder
§ 18 Gemeinschaftsgräber
§ 19 Sternchenfeld
§ 20 Ehren- und Patenschaftsgräber
§ 21 Gräber für Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft
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§ 2 Begrifflichkeiten
Bestattung eines Leichnams, Beisetzung von Aschen 
und Bestattung von nicht bestattungspflichtigen 
Totgeburten werden im Folgenden als Bestattung 
bezeichnet.

§ 3 Friedhofszweck und Bestattungsrechte
1. Die Friedhöfe sind eine einheitliche, nicht rechts-

fähige öffentliche Einrichtung der Stadt Münster. 
Sie dienen
a) der Bestattung von Personen, die

 - bei ihrem Tod Einwohner/-innen der Stadt 
Münster waren oder

 - innerhalb des Gebietes der Stadt Münster 
verstorben sind oder

 - ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten 
Grabstätte besitzen oder

 - früher Einwohner/-innen waren und unmit-
telbar vor dem Tod in einem Pflegeheim oder 
einer ähnlichen Einrichtung außerhalb der 
Stadt Münster gelebt haben,

b) der Bestattung einer nicht bestattungspflichti-
gen Totgeburt,

c) der Bestattung von Aschen,
d) aufgrund ihres Grünanteils wichtigen Umwelt- 

und Naturschutzfunktionen im Interesse der 
Allgemeinheit. Die Friedhöfe erfüllen außerdem 
kulturhistorische und soziale Funktionen sowie 
Erholungsfunktionen.

2. Die Bestattung anderer Verstorbener auf den 
Friedhöfen der Stadt Münster kann im Einzelfall auf 
Antrag nach pflichtgemäßem Ermessen genehmigt 
werden. Ein Anspruch hierauf besteht nicht.

3. Die vertraglich gesicherten Rechte der Stadt Telgte 
für die Nutzung des Waldfriedhofs Lauheide blei-
ben unberührt.

§ 4 Bestattungsbezirke
1. Das Stadtgebiet wird in folgende Bestattungsbezir-

ke eingeteilt:
a) Waldfriedhof Lauheide: 

das Gebiet der Stadt Münster - soweit nicht nach 
Buchst. b) bis f) anderen Bestattungsbezirken 
zugeordnet

b) Friedhof Wolbeck: 
das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Wolbeck 
in der jeweils gültigen Stadtteilgrenze sowie ein 
westlich daran angrenzendes Gebiet der ehema-
ligen Gemeinde Angelmodde, das begrenzt wird 
im Norden durch den Bahnkörper der West-
fälischen Landeseisenbahn, im Süden durch 
die Hiltruper Straße und im Westen durch den 
Brandhoveweg

c) Friedhof Angelmodde: 
das Gebiet des Stadtbezirks Südost, soweit es 
nicht zum Bestattungsbezirk des Friedhofs Wol-
beck gehört 

d) Friedhof Hohe Ward: 
das Gebiet des Stadtbezirks Hiltrup in der je-
weils gültigen Stadtteilgrenze

e) Friedhof Albachten: 
die Gebiete der ehemaligen Gemeinden Albach-
ten und Roxel, soweit diese in die Stadt Münster 
eingemeindet worden sind, in den jeweils gülti-
gen Stadtteilgrenzen,

f) Friedhof Nienberge: 
das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Nienberge 
in der jeweils gültigen Stadtteilgrenze sowie das 
Gebiet westlich der Bundesautobahn 1 (Hans-
alinie) zwischen der Bundesstraße 54 und der 
Hagelbachstiege.

2. Verstorbene werden auf dem Friedhof des Bestat-
tungsbezirks bestattet, in dem sie zuletzt ihren 
Wohnsitz hatten. Die Rechte nach Absatz 3 bleiben 
unberührt. Bei ausreichendem Grabangebot kann 
die Bestattung auf einem anderen Friedhof erfol-
gen.

3. Auf dem Waldfriedhof Lauheide werden Verstorbe-
ne beigesetzt:
a) die in einem anonymen Grabfeld bestattet wer-

den sollen oder
b) deren Asche auf dem Aschestreufeld ausge-

streut werden soll oder
c) wenn Nutzungsrechte aus Mangel an Grabstät-

ten anderweitig nicht vergeben werden können 
oder

d) die muslimischen Glaubens waren, mit erstem 
Wohnsitz in Münster wohnten, auf einem musli-
mischen Feld bestattet werden sollen und deren 
Religionszugehörigkeit durch die münsterischen 
Vertragspartner/-in der Moscheen (Vertrag vom 
21.2.1996) bescheinigt wurde oder

e) die zwar in Münster verstorben sind, aber nicht 
ihren Wohnsitz in Münster hatten, es sei denn, 
dass für sie ein Recht auf Bestattung in einer be-
stimmten Grabstätte besteht oder die Ehefrau/
der Ehemann bzw. der/die Lebenspartner/-in im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, die 
Eltern oder die Kinder auf einem anderen städti-
schen Friedhof bestattet sind.

B. Ordnungsvorschriften

§ 5 Öffnungszeiten
1. Die Friedhöfe sind von Sonnenaufgang bis Sonnen-

untergang geöffnet.
2. Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller 

oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem An-
lass vorübergehend untersagen.

§ 6 Verhalten auf den Friedhöfen
1. Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des 

Ortes und der Achtung der Persönlichkeitsrechte 
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der Angehörigen und Besuchenden entsprechend 
zu verhalten. Die Anordnungen der Beauftragten 
der Friedhofsverwaltung sind zu befolgen. 

2. Kinder unter sechs Jahren dürfen die Friedhöfe nur 
in Begleitung und unter Verantwortung Erwachse-
ner betreten.

3. Es ist auf den städtischen Friedhöfen nicht erlaubt:
a) in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober auf dem 

Waldfriedhof Lauheide zu rauchen,
b) Feuer und offenes Licht anzuzünden sowie elek-

trisch betriebene Lichterketten oder Leuchtgir-
landen anzubringen. Lediglich das Anzünden 
von Lichtern in den speziell für diesen Zweck 
geschaffenen Grablampen ist erlaubt.

c) Tiere – ausgenommen Hunde und Kleintiere in 
entsprechenden Transportbehältnissen – mit-
zubringen. Hunde sind an einer kurzen Leine zu 
führen.

d) in der räumlichen Nähe zu einer Bestattung 
Arbeiten auszuführen.

e) Abfälle mitzubringen oder diese außerhalb der 
dafür vorgesehenen Behälter oder Plätze zu ent-
sorgen. Hinweise über Abfalltrennung müssen 
beachtet werden.

f) pflanzen-, tier- und pilztötende Giftstoffe (Herbi-
zide, Insektizide, Fungizide) sowie Vergrämungs-
mittel aller Art anzuwenden sowie Trauergebin-
de, Grabschmuck sowie Grababdeckungen aus 
nicht verrottenden Kunststoffen zu verwenden,

g) die Einrichtungen und Anlagen zu verunreini-
gen und die Flächen, die nicht als Wege dienen, 
sowie fremde Grabstätten zu betreten.

h) private Sitzbänke, ausgenommen an Land-
schaftsgräbern nach Rücksprache mit der Fried-
hofsverwaltung, aufzustellen.

i) Laubblasgeräte auf Grabstätten und Wegen 
einzusetzen, sofern sie nicht den Anforderungen 
für den Betrieb der Geräte- und Maschinenlärm-
schutzverordnung in der zuletzt geänderten 
Fassung entsprechen.

j) zu musizieren oder Tonwiedergabegeräte jeder 
Art zu benutzen. Ausnahmen können auf Antrag 
von der Friedhofsverwaltung während der Be-
stattungszeremonien zugelassen werden.

k) die Friedhofswege mit Fahrzeugen aller Art und 
Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, Inlineskatern) 
zu befahren, ausgenommen sind motorisier-
te Rollstühle. Fahrräder, E-Scooter, Mofas und 
Mopeds müssen geschoben oder vor den Ein-
gängen abgestellt werden. Auf den Hauptwegen 
des Waldfriedhofs Lauheide ist das Radfahren 
erlaubt. Auf dem Waldfriedhof Lauheide können 
Menschen mit Beeinträchtigungen und andere 
Personen mit berechtigtem Interesse auf Antrag 
eine Erlaubnis zum Befahren des Friedhofs mit 
dem Auto erhalten. 
 

An Samstagen, Sonn- und Feiertagen wird das 
Befahren der Wege auf dem Waldfriedhof Lau-
heide nicht zugelassen. 
Die Friedhofsverwaltung kann das Befahren des 
Waldfriedhofs Lauheide aus besonderem Anlass 
vorübergehend untersagen.

l) Druckschriften und andere Medien, ausgenom-
men die, die im Rahmen einer Bestattungsfeier 
notwendig und üblich sind, zu verteilen,

m) Sammlungen durchzuführen,
n) Waren, insbesondere Blumen, Kränze und an-

deren Grabschmuck sowie gewerbliche Dienste 
anzubieten,

o) Pflanzen auszugraben oder auszureißen sowie 
Pflanzenteile abzuschneiden oder abzureißen. 
Das Recht zur Grabpflege bleibt unberührt,

p) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen ohne 
vorherige Erlaubnis der Friedhofsverwaltung, 
außer zu privaten Zwecken, zu erstellen und zu 
verwerten,

q) Brennholz oder Pilze zu sammeln.

4. Die Stadt Münster ist berechtigt, Personen, die 
den Anordnungen der Beauftragten der Friedhofs-
verwaltung oder den Vorschriften dieser Satzung 
zuwiderhandeln, auf Zeit oder Dauer vom Betreten 
eines Friedhofs oder aller Friedhöfe auszuschließen.

5. Auf den Parkplätzen und angrenzenden Vorflächen 
ist der Verkauf von Waren aller Art untersagt. Die 
Friedhofsverwaltung kann zu Totengedenktagen 
auf Antrag Ausnahmen zulassen.

6. Totengedenkfeiern und Führungen über die Fried-
höfe muss die Friedhofsverwaltung vorher zustim-
men.

7. Unberührt bleibt die auch für Friedhöfe geltende 
Straßen-, Anlagen- und Aaseeordnung der Stadt 
Münster in der jeweils gültigen Fassung.

§ 7 Dienstleistungserbringende
1. Auf den Friedhöfen dürfen nur solche Dienstleis-

tungserbringende tätig sein, die 
a) in fachlicher, betrieblicher und personeller Hin-

sicht zuverlässig sind, 
b) selbst oder deren fachliche Vertretung die 

Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 
Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine 
gleichwertige Qualifikation verfügen und

c) eine Berufshaftpflichtversicherung mit einer 
Versicherungssumme von mindestens drei Milli-
onen Euro nachweisen können. 

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kann den 
Dienstleistungserbringern die gewerbliche Tä-
tigkeit auf den Friedhöfen untersagt werden. Auf 
Verlangen sind der Friedhofsverwaltung Unterlagen 
und Nachweise vorzulegen. 
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2. Dienstleistungserbringende und ihre Bediensteten, 
die auf den kommunalen Friedhöfen tätig wer-
den, haben die Friedhofssatzung zu beachten. Die 
Dienstleistungserbringenden sowie ihre Bedienste-
ten haften für alle Schäden, die sie im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen und mit 
den von ihnen errichteten Grabmalen und sonsti-
gen Anlagen schuldhaft verursachen. 

3. Unbeschadet des § 5 Absatz 2 und des § 6 Absatz 
3 Buchstabe d) dürfen Dienstleistungen auf den 
Friedhöfen nur werktags in der Zeit von 7 Uhr bis 
18 Uhr, samstags von 7 Uhr bis 12 Uhr, ausgeführt 
werden.

4. Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und 
Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur vorü-
bergehend und nur an Stellen abgelegt werden, an 
denen sie nicht behindern. Bei Beendigung oder 
Unterbrechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- 
und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu 
bringen. Die Dienstleistungserbringenden dürfen 
auf den Friedhöfen Abfall, Abraum, Reste und Ver-
packungen nicht entsorgen. Gewerbliche Geräte 
dürfen nicht in oder an den Wasserentnahmestel-
len der Friedhöfe gereinigt werden.

5. Dienstleistungserbringenden, die trotz vorheriger 
Anhörung gegen die Vorschriften der Absätze 3 
und 4 verstoßen oder die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht oder nicht vollständig erfüllen, kann 
die Friedhofsverwaltung ein weiteres Tätigwerden 
auf den Friedhöfen untersagen. Bei einem schwer-
wiegenden Verstoß ist eine vorherige Anhörung 
entbehrlich.

C. Bestattungsvorschriften

§ 8 Allgemeines
1. Bestattungen sind unverzüglich nach der Beurkun-

dung des Sterbefalls, spätestens zwei Werktage 
vor der Bestattung, bei der Friedhofsverwaltung 
zu beauftragen. Dem Auftrag sind die erforderli-
chen Unterlagen beizufügen. Wird eine Bestattung 
in eine vorher erworbene Wahlgrabstätte bean-
tragt, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen. Das 
Nutzungsrecht muss für die gesamte Dauer der 
Ruhezeit bestehen und ist im Falle einer Bestattung 
bei Bedarf mindestens bis zum Ende der Ruhezeit 
zu verlängern. Soll ein Leichnam im Tuch bestattet 
werden, so ist dies im Bestattungsauftrag anzuge-
ben.

2. Ort und Zeit der Trauerfeier sowie der Bestattung 
werden von der Friedhofsverwaltung festgesetzt. 
Persönliche Wünsche werden nach Möglichkeit 
berücksichtigt. Werden die Bestattungsfristen 
gemäß § 13 des Bestattungsgesetzes NRW nicht 
eingehalten, führt die Stadt Münster die Bestattung 
auf Kosten der bestattungspflichtigen bzw. auftrag-
gebenden Person durch.

3. Leichname und Leichenteile werden nur in der Erde, 
jedoch nicht in Urnengrabstätten und Kolumbarien 
bestattet.

4. Bei der Erdbestattung ist ein Sarg bzw. Leichentuch 
zu verwenden. Jeder Leichnam ist in einem Sarg 
zum Grab zu überführen. Verstorbene, die an einer 
meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten 
haben, werden nicht in Tüchern bestattet.

5. Aschen dürfen in Urnenreihengrabstätten, Urnen-
wahlgrabstätten, Hainurnengrabstätten, Baumur-
nengrabstätten, in Aschestreufeldern, in anony-
men Urnengrabstätten, in Reihengrabstätten und 
Wahlgrabstätten sowie in Kolumbarien beigesetzt 
werden.

§ 9 Beschaffenheit von Särgen, Urnen, Überurnen 
und Tüchern
1. Särge und sargähnliche Behältnisse müssen festge-

fügt und so abgedichtet und Tücher so beschaffen 
sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit vor 
und während der Bestattung ausgeschlossen ist. 
Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen 
sein, dass die chemische, physikalische oder biolo-
gische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers nicht nachteilig verändert werden und die 
Verwesung und das Vergehen der Aschen innerhalb 
der Ruhezeit ermöglicht wird. Die Leichenkleidung 
der verstorbenen Person darf nur aus leicht zer-
setzbarem Material bestehen, z.B. Papierstoff oder 
Naturtextilien. Auch Überurnen einschließlich der 
Aschekapseln, die in der Erde beigesetzt werden, 
müssen aus leicht abbaubarem, umweltfreundli-
chem Material bestehen.

2. Särge dürfen folgende Maße nicht überschreiten:
a) Särge für Kinder, die vor Vollendung des fünften 

Lebensjahres verstorben sind:  
Länge: 1,20 m, Breite: 0,50 m, Höhe einschließ-
lich der Sargfüße: 0,50 m.

b) Särge für Personen, die nach Vollendung des 
fünften Lebensjahres verstorben sind: Länge: 
2,05 m, Breite: 0,75 m, Höhe einschließlich der 
Sargfüße: 0,70 m.

3. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, 
ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei 
der Anmeldung der Bestattung einzuholen bzw. bei 
Kindern unter fünf Jahren die Bestattung in einem 
Reihengrab für Erwachsene oder einer Wahlgrab-
stätte vorzunehmen.

4. Urnen dürfen in ihren äußeren Abmessungen an 
Höhe und Durchmesser 0,40 m nicht überschrei-
ten.

§ 10 Bestattungen
1. Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung für 

die Bestattung vorbereitet und wieder geschlossen. 
Bei muslimischen Bestattungen kann die Trauerge-
meinde die Grabstätte verfüllen. Die Friedhofsver-
waltung übernimmt auf allen Friedhöfen die Grab-
ausschmückung und die Bestattung sowie mit einer 
Dienstkraft das Grabgeleit für die Überführung 
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des Sarges oder der Urne zur Grabstätte. Auf dem 
Waldfriedhof Lauheide bietet die Friedhofsverwal-
tung Trägerdienste an. Auf allen städtischen Fried-
höfen sind Privatpersonen als Träger zugelassen.

2. Die Tiefe der Erdgräber beträgt von der Erdober-
fläche (ohne Erdhügel) bis zur Grabsohle beim 
Normalsarggrab mindestens 1,70 m, beim Tiefgrab 
mindestens 2,70 m. Beim Urnengrab ist eine Über-
deckung von Oberkante der Urne bis zur Erdober-
fläche von mindestens 0,50 m erforderlich.

3. Beim Grabaushub können Nachbargräber durch 
Überbauung mit Erdcontainern, Laufdielen oder 
sonstigem Zubehör in Anspruch genommen wer-
den.

4. Wer nutzungsberechtigt ist, muss vor einer Erdbe-
stattung vorhandenes Grabzubehör entfernen. Falls 
vor dem Ausheben des Grabes Grabmale, Funda-
mente oder Grabzubehör durch die Friedhofsver-
waltung entfernt werden müssen, sind die dadurch 
entstehenden Kosten von den Nutzungsberech-
tigten zu erstatten. Von der Friedhofsverwaltung 
entfernte Grabmale und entferntes Grabzubehör 
werden von dieser nicht wieder aufgestellt, höchs-
tens drei Monate lang aufbewahrt und anschlie-
ßend sachgerecht entsorgt.

§ 11 Ruhezeit
1. Ruhezeit ist die Zeitspanne, innerhalb derer eine 

Grabstelle nicht erneut belegt werden darf.
2. Die Ruhezeit beträgt

a) auf dem Waldfriedhof Lauheide 
für nach Vollendung des fünften Lebensjahres 
Verstorbene 20 Jahre, für vor Vollendung des 
fünften Lebensjahres Verstorbene 15 Jahre,

b) auf den übrigen Friedhöfen 
für nach Vollendung des fünften Lebensjahres 
Verstorbene 30 Jahre, für vor Vollendung des 
fünften Lebensjahres Verstorbene 20 Jahre.

3. Die Ruhezeit für Urnen beträgt auf allen Friedhöfen 
einheitlich 20 Jahre.

4. Der Ablauf der Ruhezeit wird durch Ausgrabung 
und erneute Bestattung innerhalb desselben Fried-
hofs nicht unterbrochen oder gehemmt. Sie verlän-
gert sich bei Ausgrabung und erneuter Bestattung 
auf einen anderen Friedhof entsprechend der Ruhe-
zeit des aufnehmenden Friedhofes, wird aber nicht 
entsprechend gekürzt.

§ 12 Graböffnungen, Ausgrabungen
1. Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 

werden.
2. Graböffnungen und Ausgrabungen von Leichna-

men und Urnen bedürfen unbeschadet sonstiger 
Genehmigungen der Zustimmung der Friedhofsver-
waltung. Diese Zustimmung darf nur erteilt werden, 
wenn besondere Gründe das öffentliche Interesse an 
der Wahrung der Totenruhe deutlich überwiegen.

3. Graböffnungen und Ausgrabungen erfolgen auf 
Antrag. Antragsberechtigt ist jede/r Angehörige mit 
Zustimmung der nutzungsberechtigten Person.

4. Ausgrabungen und erneute Bestattung innerhalb 
derselben Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte wer-
den nicht zugelassen. Ausgrabungen aus einer 
Reihengrabstätte und Bestattung in eine andere 
Reihengrabstätte desselben Friedhofes werden nur 
nach Ablauf der Nutzungszeit zugelassen.

5. Ausgrabungen aus der unteren Stelle eines Tiefgra-
bes sind nur dann zulässig, wenn eine Bestattung 
in die obere Stelle noch nicht erfolgt ist oder eine 
Ausgrabung aller in der oberen Stelle bestatteten 
Verstorbenen ebenfalls begründet ist. 

6. Ausgrabungen aus dem „Sternchenfeld“ nach § 14 
Nummer 6 werden nicht zugelassen.

7. Die Friedhofsverwaltung bestimmt für alle Grab-
öffnungen und Ausgrabungen den Zeitpunkt und 
führt diese durch. Vom Beginn des zweiten Jahres 
nach der Bestattung bis zum Ablauf des siebten 
Jahres nach der Bestattung werden Graböffnungen 
und Ausgrabungen von Leichnamen unbeschadet 
der allgemein geltenden Anforderungen nur in 
besonderen Ausnahmefällen zugelassen. Ausgra-
bungen von Leichnamen werden aus hygienischen 
Gründen in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 
nicht zugelassen.

8. Wer eine Ausgrabung beantragt, hat neben der 
Zahlung der Gebühren und Kosten die Friedhofsträ-
gerin vom Ersatz für die Schäden freizustellen, die 
an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch 
eine Ausgrabung entstehen.

D. Grabstätten

§ 13 Allgemeines
1. Die Grabstätten bleiben im Eigentum der Friedhofs-

trägerin, an ihnen können nur Rechte nach dieser 
Satzung erworben werden. Die Friedhofsverwal-
tung legt fest, welche Grabarten auf den jeweiligen 
Friedhöfen angeboten werden.

2. Eine Grabstätte wird nur zum Zwecke einer Be-
stattung vergeben. Davon unabhängig kann ein 
Nutzungsrecht an einer Wahl- oder Urnenwahl-
grabstätte nach Verfügbarkeit und auf Antrag zu 
Lebzeiten für 30 Jahre erworben werden (Vorauser-
werb).

3. Es besteht kein Anspruch auf Zuweisung einer 
bestimmten Reihengrabstätte oder auf den Er-
werb oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten 
an einer der Lage oder Größe nach bestimmten 
Wahlgrabstätte. Ferner besteht kein Anspruch auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung einer Grabstät-
te. Beeinträchtigungen durch Bäume, Pflanzen und 
Friedhofseinrichtungen sind zu dulden.

4. An Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben, 
die im Folgenden wahlweise auch als Berechtigun-
gen oder Nutzungsberechtigungen bezeichnet 
werden. Die Berechtigten haben der Friedhofsver-
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waltung jede Änderung ihrer Anschrift mitzuteilen. 
Für einen Schaden, der aus der Unterlassung einer 
solchen Mitteilung entsteht, ist die Stadt Münster 
nicht ersatzpflichtig.

5. Grabstätten dürfen nicht ausgemauert, ausbeto-
niert oder in anderer Weise unterirdisch befestigt
werden.

§ 14 Grabarten
Folgende Grabarten werden unterschieden:

Nr. 1 Reihengräber
a) Reihengräber für Verstorbene nach Vollendung des

fünften Lebensjahres
b) Reihengräber für Verstorbene bis zur Vollendung

des fünften Lebensjahres (Kindergrab)
c) Reihengräber als Haingrab und Hainurnengrab
d) Urnenreihengräber
e) Urnenreihengräber als Waldgrab

Nr. 2 Wahlgräber (ein- oder mehrstellig)
a) Wahlgräber in besonderer Lage
b) Wahlgräber als Landschaftsgrab
c) Urnenwahlgräber (für vier Urnen)
d) Wahlgräber als Urnennische im Kolumbarium (für

bis zu zwei Urnen)
e) Wahlgräber als Baumurnengrab (für vier Urnen)
f) Wahlgräber am Urnenbaum (für zwei Urnen)

Nr. 3 Anonyme Urnengräber
Nr. 4 Aschestreufelder
Nr. 5 Gemeinschaftsgräber
Nr. 6 „Sternchenfeld“
Nr. 7 Ehren- und Patenschaftsgräber
Nr. 8 Gräber für Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft. 

§ 15 Reihengräber
Reihengräber sind Einzelgräber für die Körper- und 
Urnenbestattungen in von der Friedhofsverwaltung 
bestimmten Feldern. Die Lage der einzelnen Grabstät-
ten wird von der Friedhofsverwaltung bestimmt. Sie 
werden im Todesfall für 30 Jahre zur Verfügung gestellt. 
Das Nutzungsrecht entsteht nach erfolgter Gebühren-
zahlung. Die Verlängerung der Berechtigung an Reihen-
gräbern ist nicht möglich (Ausnahme § 14 Nummer. 1 
Buchstabe b). Das Abräumen von Reihengräbern wird 
mindestens zwölf Monate vor Ablauf durch ein Hinweis-
schild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht.

I. Reihengräber für Verstorbene bis zur Vollendung
des fünften Lebensjahres
Entgegen § 15 Satz 3 werden Kindergräber für 20 Jahre 
zur Verfügung gestellt. Sie können nach Ablauf einma-

lig für weitere 20 Jahre wiedererworben werden. Sollte 
der Kindersarg für ein Kindergrab zu groß sein, muss in 
einem Reihengrab nach § 14 Nummer 1 a) oder einer 
Wahlgrabstätte bestattet werden.

II. Reihengräber als Haingrab und Hainurnengrab
Haingräber und Hainurnengräber sind Grabstätten 
ohne individuelle Kennzeichnung und Gestaltungs-
möglichkeit (§ 23 Absatz 2). Ein gemeinsames Grabmal 
weist die Namen, sowie die Geburts- und Sterbejahre 
der Verstorbenen aus. Eine zweite Bestattung in einer 
Grabstelle wird nicht zugelassen.

III. Urnenreihengräber
Urnenreihengräber sind Einzelgrabstätten für eine 
Urnenbestattung in von der Friedhofsverwaltung 
bestimmten Feldern. 

IV. Urnenreihengräber als Waldgrab
Urnenreihengräber als Waldgrab werden an einem 
Baum angelegt. Sie werden nur auf dem Waldfriedhof 
Lauheide angeboten. In jeder Grabstelle wird nur eine 
Bestattung zugelassen. Es besteht keine individuelle 
Kennzeichnung und Gestaltungsmöglichkeit (§ 23 Ab-
satz 2). Die Namen der Verstorbenen werden auf einer 
gemeinsamen Gedenkstele durch die Friedhofsverwal-
tung eingetragen.

§ 16 Wahlgräber
1. Ein Wahlgrab ist eine Grabstätte (ein- oder mehr-

stellig), an der auf Antrag eine Nutzungsberechti-
gung für 30 Jahre vergeben wird, die nach Ablauf
für mindestens fünf Jahre (für alle Grabstellen)
verlängert werden kann. Die Verlängerung des
Nutzungsrechtes erfolgt für ganze Jahre. Die Lage
der Grabstätte kann mit der Friedhofsverwaltung
abgestimmt werden. In einem Wahlgrab für Erd-
bestattungen können je Grabstelle nach erfolgter
Sarg- oder Tuchbestattung zusätzlich zwei Urnen
beigesetzt werden. Alternativ können je Grabstelle
bis zu vier Urnen beigesetzt werden, sofern eine
Sarg- oder Tuchbestattung noch nicht erfolgt ist.
Die Ruhezeiten sind im Falle einer weiteren Be-
stattung zwingend einzuhalten. Eine Bestattung
in einer Wahlgrabstätte erfolgt nur, wenn sich das
Nutzungsrecht über die gesamte Ruhezeit erstreckt
oder für die Bestattung mindestens bis zum Ende
der Ruhezeit verlängert wird.

2. Das Nutzungsrecht entsteht mit der Aushändigung
des über das Recht ausgestellten Grabnachweises.
Die Aushändigung des Grabnachweises erfolgt
unter der aufschiebenden Bedingung, dass die fest-
gesetzte Gebühr gezahlt wird. Bei Nichtzahlung der
Nutzungsgebühr ist die Friedhofsverwaltung be-
rechtigt, das Nutzungsrecht auf Antrag einer Person
nach Absatz 4 zu gewähren.
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3. Wer nutzungsberechtigt ist, hat das Recht, in ei-
ner freien Grabstelle des Wahlgrabes bestattet zu 
werden. Das Nutzungsrecht umfasst auch die Be-
fugnis zu bestimmen, wer bestattet wird, sofern die 
Voraussetzungen nach § 3 erfüllt sind. Nutzungs-
rechte können außer von natürlichen Personen 
auch von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und gemeinnützigen Vereinen erworben werden. 
Der Erwerb eines Nutzungsrechts für gewerbliche 
Zwecke ist nicht zulässig. Aus dem Nutzungsrecht 
ergibt sich die Pflicht, das Grab in ordnungsgemä-
ßem Zustand zu halten.

4. Bereits zum Zeitpunkt des Erwerbs des Nutzungs-
rechts an der Grabstätte soll die Nachfolge für das 
Nutzungsrecht bestimmt werden. Wird bis zum 
Tod der bisherigen Nutzungsberechtigten keine 
derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungs-
recht auf ein Familienmitglied der bisherigen Nut-
zungsberechtigten mit dessen Zustimmung, die 
innerhalb eines Jahres erfolgen muss, in nachste-
hender Reihenfolge über:
a) auf den/die überlebenden Ehe- bzw. 

Lebenspartner/-in im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes, und zwar auch dann, wenn Kin-
der aus einer früheren Ehe oder eingetragenen 
Lebenspartnerschaft vorhanden sind,

b) auf die ehelichen Kinder, die nichtehelichen Kin-
der und Adoptivkinder und zuerst auf das Kind, 
in dessen Haushalt der oder die Verstorbene 
gelebt hat. Die weitere Reihenfolge ergibt sich 
aus dem Alter der Kinder,

c) auf die Stiefkinder,
d) auf die Enkelkinder in der Reihenfolge der Be-

rechtigung ihrer Väter und Mütter,
e) auf die Eltern,
f) auf die Geschwister,
g) auf die Stiefgeschwister,
h) auf die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden 

Erben.
Innerhalb der einzelnen Gruppen nach den Buch-
staben b) bis d) und f) bis h) wird die älteste Person 
nutzungsberechtigt. Das Nutzungsrecht kann nur 
auf eine Person aus dem genannten Personenkreis 
übertragen werden und erlischt, wenn es keiner der 
Angehörigen innerhalb eines Jahres nach der Bei-
setzung übernimmt.
Das Nutzungsrecht kann auch auf eine Person mit 
deren Zustimmung übertragen werden, die nicht 
zu den Personen unter den Buchstaben a) bis h) 
gehört. Zum Zeitpunkt der Übertragung des Nut-
zungsrechts ist der Personenkreis unter Buchstaben 
a) bis h) vorrangig, sofern beide Anträge vorliegen. 
Das Nutzungsrecht kann auf nur eine Person über-
tragen werden.

5. Auf den Ablauf des Nutzungsrechts wird sechs 
Monate vorher schriftlich hingewiesen, wenn die 
Anschrift bekannt ist. Andernfalls bringt die Fried-
hofsverwaltung für ein Jahr ein Hinweisschild auf 
der Grabstätte an.

6. Die vorzeitige Rückgabe des Nutzungsrechtes ist 
nur für unbelegte Grabstätten zulässig. Das Nut-
zungsrecht kann nur für die gesamte Grabstätte 
zurückgegeben werden. Nutzungsgebühren wer-
den nur im Ausnahmefall zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte erstattet. § 31 Absatz 1 und § 32 
Absatz 5 gelten entsprechend.

I. Wahlgräber in besonderer Lage
Wahlgräber in besonderer Lage sind Gräber, die nicht 
im Feldraster angeordnet sind oder je Grabstelle in der 
Regel mehr als 10 m2 Abstandsfläche zu den Nachbar-
gräbern aufweisen.

II. Wahlgräber als Landschaftsgrab
Landschaftsgräber bestehen aus einer oder mehreren 
Grabstellen. Je Grabstelle stehen 30 m2 Fläche zur 
Grabgestaltung zur Verfügung. Die Gestaltung bedarf 
der vorherigen Erlaubnis durch die Friedhofsverwal-
tung, die der nutzungsberechtigen Person auch die 
Aufstellung einer Sitzbank erlauben kann.

III. Wahlgräber als Tiefgrab
In einem Tiefgrab sind bei gleichzeitig laufenden Ru-
hezeiten zwei Bestattungen übereinander zulässig, 
wobei eine Bestattung in der unteren Grabstelle nur 
möglich ist, wenn in der oberen Grabstelle keine Be-
stattung erfolgt ist, die der geltenden Ruhezeit unter-
liegt. Diese Grabart wird ab dem 1. Januar 2024 nicht 
mehr angeboten. Es erfolgt keine Neuvergabe von 
Nutzungsrechten. Nur die Verlängerung und Übertra-
gung bestehender Nutzungsrechte ist möglich.

IV. Urnenwahlgräber
Urnenwahlgräber sind ein- oder mehrstellige Grab-
stätten. Eine Stelle der Urnenwahlgrabstätte hat die 
Größe von 1,0 m x 1,0 m. In einer Urnenwahlgrabstätte 
dürfen je Stelle vier Urnen beigesetzt werden.

V. Wahlgräber als Urnennische im Kolumbarium
1. Kolumbarien sind für Urnenbestattungen bestimm-

te Nischen. In einer Urnennische dürfen bis zu zwei 
Urnen beigesetzt werden. 

2. Sämtliche Urnennischen werden von der Stadt 
Münster mit Verschlussplatten versehen, die von 
der Friedhofsverwaltung angebracht werden und 
im Eigentum der Stadt Münster verbleiben.

3. Die Verschlussplatten der Kolumbarien in den Ge-
bäuden auf dem Waldfriedhof Lauheide und dem 
Friedhof Hohe Ward dürfen nur mit der Schriftart 
„Antiqua“ und in der Schriftgröße maximal 3,2 cm 
beschriftet werden. Die Schrifttiefe muss größer 
sein als die Balkenstärke (Breite der Buchstaben). 
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Eine farbliche Gestaltung der Verschlussplatten ist 
nicht zulässig. Das Anbringen von Grabschmuck 
oder weiteren Gestaltungselementen an den Ver-
schlussplatten ist nicht zulässig. Das Aufstellen von 
Grabschmuck ist nur an den vorgesehenen Stellen 
möglich. Das Aufstellen von Kerzen ist aus Sicher-
heitsgründen nicht zulässig.

4. An den Verschlussplatten der Urnennischen der
Außenkolumbarien darf Grabschmuck jeglicher
Art die benachbarten Urnennischen nicht beein-
trächtigen. Jegliche Art von Gestaltung darf nur auf
der Frontseite der Verschlussplatten angebracht
werden, muss fest mit diesen verbunden sein und
darf maximal eine Tiefe von 10 cm aufweisen. Das
Anbringen von Abstellflächen ist nicht gestattet.
Größerer Blumenschmuck, Schalen oder Vasen
dürfen nur auf den dafür vorgesehenen Flächen
abgestellt werden.

5. Nach Ablauf des Nutzungsrechts an einer Urnen-
nische entnimmt die Stadt Münster die Urnen aus
dem Kolumbarium und setzt sie auf einer freien
Fläche auf dem Waldfriedhof Lauheide wieder bei;
eine Herausgabe ist ausgeschlossen.

VI. Wahlgräber als Baumurnengrab
Im Baumurnengrab werden bis zu vier Urnen natur-
bezogen im Wurzelwerk eines vorhandenen Baumes 
bestattet. Er wird gekennzeichnet und als solcher im 
Baumkataster der Friedhofsverwaltung verzeichnet. 
Das Aufstellen von Blumenvasen, Grablichtern und 
Grabschmuck sowie Bepflanzungen ist nicht zulässig (§ 
22 Absatz 3). Grabmale werden nicht genehmigt. Eine 
rechteckige Namenstafel (max. 0,10 m x 0,15 m) darf 
am Baumfuß in die Erde gesteckt werden.

VII. Wahlgräber am Urnenbaum
An einem zu bestimmenden Platz am Urnenbaum 
kann ein Nutzungsrecht für zwei Urnen erworben wer-
den. Die Fläche wird von der Friedhofsverwaltung als 
Rasenfläche angelegt und unterhalten. Die Grabstätte 
darf ausschließlich mit einer quadratischen 0,40 m x 
0,40 m großen Namenstafel gekennzeichnet werden, 
die ebenerdig mit der Rasenfläche verlegt werden 
muss. Die Lage der Namenstafel wird durch die Fried-
hofsverwaltung festgelegt. Sie ist gemäß § 27 Absatz 1 
genehmigungspflichtig; aufgesetzte Buchstaben sind 
unzulässig. Zusätzlicher Grabschmuck sowie eine Be-
pflanzung sind nicht zulässig (§ 23 Absatz 2). 

§ 17 Anonyme Urnengräber und Aschestreufelder
1. In anonymen Urnengräbern werden die Urnen un-

ter Ausschluss der Anwesenheit Angehöriger oder
sonstiger Personen durch die Friedhofsverwaltung
beigesetzt. Die Lage der beigesetzten Urnen wird
nicht bekanntgegeben. Blumen dürfen nur an den
dafür vorgesehenen Stellen abgelegt werden.

2. Aschestreufelder sind Bestattungsflächen, auf
denen die Totenasche auf der Rasenfläche durch die
Friedhofsverwaltung ausgebracht wird. Vorausset-

zung hierfür ist eine schriftliche oder elektronische 
Verfügung der verstorbenen Person. Der Friedhofs-
verwaltung ist die Verfügung vor Verstreuung der 
Asche im Original vorzulegen. Bei ungeeigneten 
Witterungsbedingungen wird keine Asche ver-
streut. Die Entscheidung hierüber trifft die Fried-
hofsverwaltung.

3. Anonyme Urnengräber und Aschestreufelder haben
keine individuelle Kennzeichnung und Gestaltungs-
möglichkeit und werden nur in besonderen Feldern
vergeben. Sie werden ausschließlich von der Fried-
hofsverwaltung gepflegt. Das Betreten der Rasenflä-
chen (Bestattungsfläche) ist nicht gestattet.

§ 18 Sondergrabstätten
Sondergrabstätten sind Grabstätten, die nach Bedarf 
von der Friedhofsverwaltung eingerichtet werden und 
besonderen Bedingungen unterliegen.
a) Gemeinschaftsgräber

Gemeinschaftsgräber sind Reihen- oder Wahlgrä-
ber, die der Bestattung einer größeren Anzahl von
Verstorbenen dienen. Ein Nutzungsrecht in diesen
Anlagen kann ausschließlich von Körperschaften
des öffentlichen Rechts auf Grund besonderer
Vereinbarungen mit der Friedhofsverwaltung er-
worben werden.

b) Gräber in dauergepflegten Gemeinschaftsgrabstätten
Die Gestaltung und Pflege der Gemeinschaftsgrab-
stätten erfolgt durch einen Gewerbebetrieb oder
eine Gemeinschaft von Gewerbetreibenden.
Die Gestaltung der Gemeinschaftsgrabanlage, ins-
besondere die Anzahl der Grabstellen und die Art
der Bestattung, werden in Abstimmung mit dem
Gewerbebetrieb bzw. den Gewerbetreibenden und
der Friedhofsverwaltung festgelegt.
Im Bestattungsfall können hier Nutzungsrechte an
einstelligen oder mehrstelligen Grabstätten erwor-
ben werden.
Die Gebühren für die Beisetzung und den Erwerb
des Nutzungsrechts sind auf der Grundlage der
jeweils zum Zeitpunkt der Beisetzung geltenden
Friedhofsgebührensatzung von der auftraggeben-
den Person zu entrichten. Das Nutzungsrecht an
der zugewiesenen Grabstätte entsteht auf Grundla-
ge des mit dem Gewerbebetrieb abgeschlossenen
Treuhand-Dauergrabpflegevertrages sowie nach
vollständiger Zahlung der Friedhofsgebühren. Das
Nutzungsrecht wird für 30 Jahre erworben und
erstreckt sich ausschließlich auf das einmalige
Belegungsrecht der jeweiligen Grabstelle. Eine Ver-
längerung des Nutzungsrechts ist nur bei mehrstel-
ligen Grabstätten zum Zwecke der Bestattung in
den übrigen Grabstellen möglich. Eine Bestattung
erfolgt nur, wenn sich das Nutzungsrecht über die
gesamte Ruhezeit erstreckt oder für die Bestattung
mindestens bis zum Ende der Ruhezeit verlängert
wird. Die Verlängerung des Nutzungsrechtes er-
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folgt für ganze Jahre.
Der auftraggebenden Person steht kein eigenes 
Gestaltungs- und Pflegerecht an der dauergrabge-
pflegten Gemeinschaftsgrabstätte zu.

§ 19 Sternchenfeld
Die Grabstätte wird für nachweislich nicht bestat-
tungspflichtige Fehlgeburten in einem besonderen 
Feld ohne individuelle Kennzeichnung und Gestal-
tungsmöglichkeit angeboten. Angehörige können kein 
Nutzungsrecht erwerben.

§ 20 Ehren- und Patenschaftsgräber
1. Die Stadt Münster kann einem Grab den Status ei-

nes Ehrengrabes zuerkennen. Mit der Zuerkennung 
obliegt ihr Anlage und Unterhaltung des Grabes.

2. Patenschaftsgräber sind Gräber, die unter Denkmal-
schutz stehen und an denen kein Nutzungsrecht 
mehr besteht. Wer Patin oder Pate wird, über-
nimmt die Unterhaltung des Denkmals und des 
Grabes und erhält dafür ein gebührenfreies Nut-
zungsrecht. Weiteres regelt ein verwaltungsrecht-
licher Vertrag zwischen der Patin oder dem Paten 
und der Stadt Münster.

§ 21 Gräber für Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft
Die Sorge für die Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft wird durch das Gräbergesetz vom 
16. Januar 2012 (BGBl. I.S. 2507) in der jeweils gültigen 
Fassung geregelt.

§ 22 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze der Grab-
beete und Grabbeetgröße
1. Jedes Grab einschließlich des Grabmals ist so zu 

gestalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass die Würde und Gestaltung des Friedhofes in 
seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage 
gewahrt wird.
Für alle Grabstättenarten dürfen Grabbeete nur 
0,10 m erhöht auf der Grabstätte angelegt werden. 
Grabbeete dürfen weder ganz noch teilweise mit 
Kunststoffen oder kunststoffähnlichen Stoffen 
abgedeckt werden.

2. Folgende Grabbeetgrößen (Breite x Tiefe) müssen 
eingehalten werden:
a) Reihengräber: 0,75 x 1,80 m
b) Reihengräber für Kinder: 0,50 x 1,00 m
c) Urnenreihengräber: 0,90 x 0,90 m
d) Wahlgräber: 0,90 x 2,00 m
e) Wahlgräber in besonderen Lagen:  0,90 x 2,00 m 

(auf dem Waldfriedhof Lauheide zusätzlich eine 
Rahmenbepflanzung nach Maßgabe der Fried-
hofsverwaltung)

f) Landschaftsgräber: 0,90 x 2,00 m (Umpflan-
zungsfläche je Grabstelle 30 m2)

g) Urnenwahlgräber: 1,00 x 1,00 m.
Bei mehrstelligen Wahlgräbern ergibt sich die Grab-
beetbreite durch entsprechende Vervielfältigung. 
Bei besonderen örtlichen Verhältnissen sind Abwei-
chungen von den genannten Maßen möglich. Über 
die Maßfestsetzung entscheidet im Einzelfall die 
Friedhofsverwaltung.

3. Einfassungen müssen gemäß § 27 von der Friedhofs-
verwaltung gebührenpflichtig genehmigt werden. 
Als Einfassungen gelten alle baulichen Maßnahmen, 
die dem Zweck dienen, das Grabbeet optisch vom 
übrigen Friedhofsbereich abzugrenzen.
Einfassungen sollen aus dem gleichen Material wie 
das Grabmal gefertigt werden. Für Einfassungen wer-
den folgende Materialien erlaubt: Naturstein, Holz 
(außer Tropenholz), Metall, Beton, Glas und ähnliche 
Stoffe. Nicht erlaubt sind Einfassungen aus Kunststof-
fen sowie Kiesel-, Glas- und Splittsteinen. Einfassun-
gen müssen eine Materialstärke von mindestens 0,03 
m aufweisen und sind lückenlos zu verlegen.
Auf dem Waldfriedhof Lauheide dürfen Gräber we-
gen des besonderen Waldcharakters nicht baulich 
eingefasst werden.

4. Kieselsteine oder andere Steine dürfen auf Gräbern 
nur mit wasserdurchlässiger Folie unterlegt und 
nicht bis an den Rand des Grabbeetes gelegt wer-
den sowie maximal die Hälfte der satzungsgemä-
ßen Grabbeetgröße bedecken.
Soll in einer mit Kieselsteinen gestalteten Grabstät-
te bestattet werden, muss die nutzungsberechtig-
te Person vor dem Öffnen des Grabes auf eigene 
Kosten die Kiesel vom Grabbeet entfernen und den 
Verbleib außerhalb des Friedhofs sicherstellen.
Auf dem Waldfriedhof Lauheide dürften Gräber 
wegen des besonderen Waldcharakters nicht mit 
Kiesel- oder Ziersteinen bedeckt werden.

5. Die Grabfläche darf weder ganz noch teilweise mit 
Torfmull oder torfhaltigem Material, das einen An-
teil von mehr als einem Drittel Torf enthält, abge-
deckt werden.

§ 23 Besondere Gestaltungsvorschriften für die als 
Rasengrab angelegten Reihen- und Wahlgräber
1. Wahlgräber und Reihengräber können schon ab 

Bestattung eingeebnet und mit Rasen eingesät 
werden (Rasengrab). Genehmigte Grabmale müssen 
stehen oder ebenerdig verlegt werden, sodass diese 
beim Rasenmähen nicht beschädigt werden können. 
Aufgesetzte Buchstaben sind nicht zulässig. Kommt 
es doch zu einer Beschädigung, ist eine Haftung der 
Stadt Münster ausgeschlossen. Auf Rasengräbern 
dürfen Grableuchten und Blumenvasen nur neben 
stehenden Grabmalen aufgestellt werden. Für Ra-
sengräber, bei denen ein Teil der Fläche gestaltet ist, 
gelten für die Abgrenzung zur Rasenfläche dieselben 
Bestimmungen wie für Grabeinfassungen gemäß § 
22 Absatz 3. § 22 Absatz 4 gilt entsprechend.

2. Grabschmuck darf aus Sicherheitsgründen und auf-
grund der erforderlichen Pflegearbeiten bei diesen 
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Grabarten nicht abgelegt oder aufgestellt werden:
- Reihengräber als Haingrab oder Hainurnengrab

(§ 15 II)
- Urnenreihengrab als Waldgrab (§ 15 IV)
- Wahlgräber als Baumurnengrab (§ 16 VI)
- Wahlgräber am Urnenbaum (§ 16 VII)
Entgegen Satz 1 vorhandener Grabschmuck wird 
von der Friedhofsverwaltung entfernt und nicht 
aufbewahrt.

§ 24
entfällt

E. Grabmale, Grababdeckungen und bauli-
che Anlagen

§ 25

entfällt

§ 26 Allgemeine Gestaltungsvorschriften
1. Die Grabmale unterliegen in ihrer Gestaltung, Bear-

beitung und Anpassung an die Umgebung nur den
im Folgenden genannten Anforderungen. Grabma-
le dürfen die Grabbeete seitlich nicht überragen.
Firmenbezeichnungen dürfen nur in unauffälliger
Weise und nicht auf der Vorderseite angebracht
werden.

2. Auf dem Waldfriedhof Lauheide dürfen die Grab-
beete wegen der besonderen landschaftlichen
Situation jeweils nur bis zur Hälfte der satzungs-
gemäßen Größe gemäß § 22 Absatz 2 mit Platten
oder sonstigen wasserundurchlässigen Materialien
abgedeckt werden.
Bei Sarggräbern auf den Friedhöfen Wolbeck, An-
gelmodde, Hohe Ward, Albachten und Nienberge
dürfen die Grabbeete jeweils nur bis zur Hälfte
der satzungsgemäßen Größe gemäß § 22 Absatz 2
mit Platten oder sonstigen wasserundurchlässigen
Materialien abgedeckt werden.

3. Auf den Grabmalen können auf Antrag QR-Codes
angebracht werden. Die antragstellende Person
verpflichtet sich ausdrücklich, Werbung jeglicher
Art zu unterlassen, jugendgefährdende, unsittli-
che, diskriminierende, extremistische oder nicht
den Tatsachen entsprechende Inhalte nicht zu
veröffentlichen sowie eine Verlinkung zu solchen
Inhalten nicht vorzunehmen. Bei Zuwiderhandlung
behält die Friedhofsverwaltung sich straf- und zivil-
rechtliche Schritte vor, sie kann stichprobenartige
Kontrollen vornehmen.

4. Grabmale und Grabeinfassungen aus Naturstein
dürfen auf einem Friedhof nur aufgestellt werden,
wenn
a) sie in Staaten gewonnen, be- und verarbeitet

(Herstellung) worden sind, auf deren Staatsge-
biet bei der Herstellung von Natursteinen nicht

gegen das Übereinkommen Nr. 182 der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 
über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten Form der Kin-
derarbeit verstoßen wird oder

b) durch eine Zertifizierungsstelle bestätigt wor-
den ist, dass die Herstellung ohne schlimmste
Formen von Kinderarbeit erfolgte und die Steine
durch das Aufbringen eines Siegels oder in ande-
rer Weise unveränderlich als zertifiziert gekenn-
zeichnet sind.

Absatz 4 gilt nicht für Natursteine, die vor dem 
1. Mai 2015 in das Bundesgebiet eingeführt wurden.

§ 27 Zustimmungserfordernis
1. Grabmale, Einfassungen und Grababdeckungen

dürfen nur errichtet oder verändert werden, wenn
die Friedhofsverwaltung vorher schriftlich zuge-
stimmt hat.

2. Die Genehmigung zur Errichtung eines Grabmals
oder sonstigen baulichen Anlagen gemäß Absatz
1 ist von der nutzungsberechtigten Person bei der
Friedhofsverwaltung unter Nachweis des Nutzungs-
rechts und mit einer Frist von mindestens drei
Wochen zu beantragen.

3. Dem Antrag auf Errichtung oder Änderung eines
Grabmals, einer Einfassung oder Abdeckung muss
zweifach beigefügt werden:
a) Entwurf mit Grundriss und Seitenansicht im

Maßstab 1 : 10, Angabe des Materials, der Bear-
beitung, des Inhalts, der Form und Anordnung
der Schrift, der Ornamente und Symbole, der Art
der Fundamentierung und Verdübelung,

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und
der Symbole im Maßstab 1 : 1, soweit dies zum
Verständnis erforderlich ist.

Die Friedhofsverwaltung kann Ausführungszeich-
nungen oder ein Modell verlangen sowie eine 
Attrappe aufstellen lassen, wenn nur so beurteilt 
werden kann, ob das Grabmal genehmigungsfähig 
ist. Für den Antrag auf Veränderung eines Grabmals 
gelten die Buchstaben a) und b) entsprechend.

4. Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal nicht
innerhalb eines Jahres nach der Zustimmung errich-
tet oder die Veränderung durchgeführt worden ist.

5. Provisorische Grabmalanlagen müssen innerhalb
eines Jahres nach der Bestattung wieder entfernt
werden.

§ 28 Anlieferung der Grabmale
Bei Anlieferung oder Aufstellung muss der Friedhofs-
verwaltung der genehmigte Antrag auf Verlangen vor-
gelegt werden. Die Anlieferung muss so erfolgen, dass 
diese am Friedhofseingang von der Friedhofsverwal-
tung auf ihre Übereinstimmung mit dem genehmigten 
Antrag überprüft werden kann.
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§ 29 Fundamentierung und Befestigung der Grabmale
Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach 
den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks 
gemäß den „Richtlinien des Bundesinnungsverbands 
des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhau-
erhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen 
von Grabdenkmälern“ in der jeweils gültigen Fassung 
zu fundamentieren. Sie sind so zu befestigen, dass sie 
dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen der 
Grabstätte und benachbarter Grabstätten nicht um-
stürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige 
bauliche Anlagen entsprechend.

§ 30 Unterhaltung der Grabmale
1. Die Grabmale sind dauerhaft in verkehrssicherem 

Zustand zu halten. Verantwortlich hierfür ist die 
jeweils nutzungsberechtigte Person sowie jede an 
dem Grabmal verfügungsberechtigte Person.

2. Ist die Standsicherheit von Grabmalen oder Teilen 
davon nicht sichergestellt, sind die für die Unterhal-
tung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe durch einen hierzu befähigten sachkun-
digen Dienstleistungsbetrieb zu schaffen. Ist die 
verantwortliche Person nicht bekannt, wird ein Hin-
weisschild auf der Grabstätte für die Dauer eines 
Monats angebracht. Bei Gefahr im Verzuge kann die 
Friedhofsverwaltung auf Kosten der Verantwort-
lichen Sicherungsmaßnahmen treffen. Wird ein 
ordnungswidriger Zustand trotz schriftlicher Auf-
forderung und Fristsetzung durch die Friedhofsver-
waltung nicht beseitigt, werden die erforderlichen 
Maßnahmen durch die Friedhofsverwaltung auf 
Kosten der Verantwortlichen veranlasst. Die Fried-
hofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die entfernten 
Gegenstände aufzubewahren.

§ 31 Entfernen der Grabmale
1. Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale 

zu entfernen. Werden sie nicht innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf entfernt, ist die Friedhofsver-
waltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten der 
jeweils zuvor nutzungsberechtigten Person abräu-
men zu lassen. Für die Erben gelten die Sätze 1 und 
2 entsprechend. Die Grabmale fallen ohne Entschä-
digung in das Eigentum der Stadt Münster.

2. Historisch oder künstlerisch wertvolle Grabmale 
oder solche, die für den jeweiligen Friedhof als be-
sonders prägend gelten, unterstehen dem beson-
deren Schutz der Friedhofsverwaltung. Sie dürfen 
ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung nicht 
geändert oder entfernt werden. Wird die Entfer-
nung versagt, so ist die Stadt Münster zum Werter-
satz verpflichtet. Weitergehende Bestimmungen 
des Denkmalschutzrechts bleiben unberührt.

3. Ist ein Grabmal ohne Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung errichtet worden, so kann die Fried-
hofsverwaltung die Entfernung von den Verant-

wortlichen fordern. Erfolgt die Beseitigung nicht 
innerhalb einer gesetzten Frist, kann die Friedhofs-
verwaltung die Beseitigung auf Kosten der Verant-
wortlichen veranlassen. Das Grabmal wird ein Jahr 
aufbewahrt, danach fällt es ohne Entschädigung in 
das Eigentum der Stadt Münster.

F. Gärtnerische Herrichtung und Pflege der 
Grab stätten

§ 32 Allgemeines
1. Alle Grabstätten, außer Rasengräber, müssen im 

Rahmen der Vorschrift des § 22 innerhalb von 
sechs Monaten nach der Bestattung gärtnerisch 
hergerichtet und dauerhaft gepflegt werden. Bei 
mehrstelligen Grabstätten gilt dies für alle Stellen. 
Verwelkte Blumen, Kränze und Pflegeabfälle sind 
unverzüglich von der Grabstätte zu entfernen und 
in den dafür vorgesehenen Abfallbehältern zu ent-
sorgen.

2. Die Grabstätten dürfen nur so bepflanzt werden, 
dass andere Grabstätten und die öffentlichen Wege 
und Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Bäume 
und großwüchsige Sträucher dürfen nicht ange-
pflanzt werden.

3. Für die Herrichtung und die Instandhaltung von 
Grabstätten sind die jeweiligen Nutzungsberechtig-
ten verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit 
dem Ablauf des Nutzungsrechts.

4. Grabstätten können in Eigenleistung angelegt und 
gepflegt werden, ebenso können Dienstleistungser-
bringende beauftragt werden.

5. Die Grabstätte ist nach Ablauf des Nutzungsrechts 
abzuräumen.

6. Die Gesamtgestaltung und -unterhaltung der Fried-
höfe obliegt ausschließlich der Friedhofsverwal-
tung.

7. Konservendosen, Einmachgläser oder ähnliche Be-
hältnisse dürfen auf Grabstätten nicht verwendet 
werden.

8. Trittplatten oder Pflanzstreifen zwischen den Grab-
beeten dürfen nur von der Friedhofsverwaltung 
angelegt werden.

9. Gießkannen, Spaten, Harken und andere Geräte 
dürfen weder auf den Grabstätten noch in deren 
Umgebung sichtbar aufbewahrt werden.

§ 33 
entfällt
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§ 34 Allgemeine Gestaltungsvorschriften
Für die Herrichtung und Pflege gelten lediglich die 
allgemeinen Anforderungen nach § 22.

§ 35 Vernachlässigung der Grabbeete
1. Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß herge-

richtet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte 
Person (§ 32 Absatz 3) auf schriftliche Aufforderung 
der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb 
einer jeweils festzusetzenden Frist ordnungsgemäß 
herzurichten oder zu pflegen. Ist die verantwort-
liche Person nicht bekannt, gilt § 30 Absatz 2 ent-
sprechend.

2. Reihen- und Urnenreihengräber können auf Kos-
ten der Berechtigten von der Friedhofsverwaltung 
eingeebnet und eingesät werden, wenn die Auffor-
derung nach Absatz 1 nicht befolgt wird.

3. Die Friedhofsverwaltung kann Wahlgräber und 
Urnenwahlgräber auf Kosten der Berechtigten in 
Ordnung bringen bzw. als Rasengrab anlegen lassen 
oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung ent-
ziehen, wenn die Aufforderung nach Absatz 1 nicht 
innerhalb von zwei Monaten befolgt wird.

4. Nutzungsberechtigte sind vor dem Entzug des Nut-
zungsrechtes nach Absatz 3 nochmals schriftlich 
aufzufordern, die Grabstätte unverzüglich in Ord-
nung zu bringen. Sind diese nicht bekannt, erfolgt 
eine Bekanntmachung und der Hinweis entspre-
chend § 30 Absatz 2.

5. In den schriftlichen Aufforderungen, der öffentli-
chen Bekanntmachung und dem Hinweis auf der 
Grabstätte muss auf die maßgeblichen Rechts-
folgen im Sinne der Absätze 2 und 3 und des § 31 
Absatz 2 hingewiesen werden.

6. Bei nicht den Vorschriften der Satzung entspre-
chendem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 ent-
sprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt, 
kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck 
entfernen und entsorgen.

G. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 36 Benutzung der Leichenhallen
1. Die Leichenhallen (im folgenden Aufbahrungshal-

len genannt) dienen ausschließlich der Aufnahme 
von eingesargten Leichnamen und von Urnen zur 
Bestattung sowohl auf einem städtischen Friedhof 
als auch auf einem anderen Friedhof. Nicht aufge-
nommen werden Särge bei Ausgrabungen.

2. Verstorbene, die an einer meldepflichtigen über-
tragbaren Krankheit gelitten haben, werden in 
besonderen Räumen der Aufbahrungshallen aufge-
nommen. Zutritt zu diesen Räumen und das Aufsu-
chen dieser Verstorbenen wird nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der unteren Gesundheits-
behörde erlaubt. Diese Verstorbenen können nach 
ordnungsbehördlicher Anordnung auch unmit-

telbar ohne Aufnahme in die Aufbahrungshallen 
bestattet werden.

3. Das Bestattungsunternehmen muss am Kopfende 
eines jeden Sarges ein Schild mit Vor- und Zunamen 
der verstorbenen Person anbringen, das mit der 
Firmenbezeichnung des Bestattungsunternehmens 
versehen ist. Das gleiche Schild ist an beiden Türen 
der Aufbahrungshalle anzubringen.

4. Soweit Wertgegenstände nicht bei den Verstorbe-
nen verbleiben sollen, sind diese vor der Aufnahme 
in die Aufbahrungshalle abzunehmen. Für Verluste 
oder Beschädigungen verbleibender Wertgegen-
stände haftet die Stadt Münster nicht.

5. Die Friedhofsverwaltung kann anordnen, dass ein 
Sarg in einem Kühlraum oder einer Kühlvitrine auf-
gestellt wird. Der Kühlraum darf nicht durch Unbe-
fugte betreten werden.

6. Die vorhandene Dekoration als Bestandteil der Auf-
bahrungs- und Trauerhallen darf nur in Abstimmung 
mit der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

§ 37 Trauerfeiern
1. Trauerfeiern können in einer Trauerhalle oder an 

einer mit der Verwaltung abzustimmenden Flä-
che im Freien gehalten werden. Trauerfeier und 
Bestattung sollen einen Zeitraum von insgesamt 
60 Minuten nicht überschreiten, Ausnahmen sind 
mit der Friedhofsverwaltung vorher abzustimmen. 
Eine Trauerfeier am offenen Sarg ist nicht erlaubt. In 
besonderen Fällen kann die Ordnungsbehörde eine 
Ausnahme zulassen.

2. Musik- und Gesangsdarbietungen und der Einsatz 
mitgebrachter Tonwiedergabegeräte in der Trauer-
halle und an der Grabstätte bedürfen der Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung.

3. Die Friedhofsverwaltung kann das Benutzen der 
Trauerhalle untersagen, wenn die verstorbene 
Person an einer meldepflichtigen, übertragbaren 
Krankheit gelitten hat oder wenn Bedenken wegen 
des Zustandes des Leichnams auf Grund fortge-
schrittener Verwesung bestehen.

H. Schlussvorschriften

§ 38 Haftung
1. Die Stadt Münster haftet nicht für Schäden, die 

durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Fried-
höfe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtungen durch 
Dritte, durch Tiere sowie infolge ungünstiger Wit-
terungsverhältnisse oder Naturgewalten entstehen. 
Ihr obliegen keine über die Verkehrssicherungs-
pflicht hinausgehenden besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten.

2. Die Friedhofsverwaltung gewährleistet die Ver-
kehrssicherungspflicht für Wege und Bäume auf 
den Friedhöfen. Für die Bestattungen werden die 
Wege von der Trauerhalle zu den Gräbern von 
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Schnee geräumt und Eisglätte abgestumpft. Das 
Begehen von nicht geräumten oder abgestumpften 
Wegen geschieht auf eigene Gefahr. Streusalz wird 
nicht verwendet.

§ 39 Gebühren
Für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen der 
Stadt Münster und die Inanspruchnahme damit zu-
sammenhängender Leistungen der Friedhofsverwal-
tung werden Gebühren nach der jeweils geltenden 
Gebührensatzung für die Friedhofseinrichtungen der 
Stadt Münster erhoben.

§ 40 Ordnungswidrigkeiten
Die im Folgenden aufgeführten Ordnungswidrigkei-
ten können mit einer Geldbuße von 5,00 Euro bis zu 
1.000,00 Euro geahndet werden. Ordnungswidrig 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. sich beim Besuch der Friedhöfe entgegen § 6 Abs. 

1 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend 
verhält oder Anordnungen des Friedhofspersonals 
nicht befolgt,

2. entgegen § 6 Absatz 3
a) in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober raucht 

(nur auf dem Waldfriedhof Lauheide),
b) Feuer und offenes Licht anzündet,
c) Tiere mitbringt (außer angeleinte Hunde),
d) in der räumlichen Nähe einer Bestattung Arbei-

ten ausführt,
e) Abfälle mitbringt oder außerhalb der dafür vor-

gesehenen Behälter oder Plätze entsorgt,
f) pflanzen-, tier- und pilztötende Giftstoffe (Her-

bizide, Insektizide und Fungizide) oder Vergrä-
mungsmittel jeglicher Art anwendet oder nicht 
verrottende Kunststoffe in Trauergebinden, 
Grabschmuck oder zur Grababdeckung oder 
elektrisch betriebene Lichterketten/Leuchtgir-
landen verwendet,

g) die Einrichtungen und Anlagen verunreinigt, die 
Flächen, die nicht als Wege dienen und fremde 
Grabstätten betritt,

h) private Sitzbänke aufstellt (ausgenommen an 
Landschaftsgräbern nach Rücksprache mit der 
Friedhofsverwaltung),

i) Laubblasgeräte auf Grabstätten und Wegen 
einsetzt, die nicht den Anforderungen für den 
Betrieb der Geräte- und Maschinenlärmschutz-
verordnung in der zuletzt geänderten Fassung 
entsprechen,

j) musiziert oder Tonwiedergabegeräte jeder Art 
benutzt,

k) die Friedhofswege mit Fahrzeugen und Sportge-
räten aller Art befährt, ausgenommen sind Perso-
nen mit motorisierten Rollstühlen sowie auf dem 
Waldfriedhof Lauheide Autofahrende mit einer 
entsprechenden Erlaubnis und Radfahrende,

l) Druckschriften über das im Rahmen einer Be-
stattungsfeier notwendige und übliche Maß 
hinaus verteilt,

m) Sammlungen durchführt,
n) Waren, insbesondere Blumen, Kränze und an-

deren Grabschmuck und gewerbliche Dienste 
anbietet

o) Pflanzen ausgräbt oder ausreißt sowie Pflanzen-
teile abschneidet oder abreißt,

p) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen ohne 
vorherige Genehmigung der Verwaltung erstellt 
und/oder verwertet, außer zu privaten Zwecken,

q) Brennholz oder Pilze sammelt.
3. Als Dienstleistungserbringender bzw. Dienstleis-

tungserbringende außerhalb der festgesetzten Zei-
ten oder in der Nähe von Beisetzungsfeierlichkeiten 
Arbeiten durchführt, Werkzeuge und Materialien 
ablegt oder gewerblichen Abfall, Abraum, Reste 
bzw. Verpackungen auf dem Friedhof entsorgt.

4. entgegen § 8 Abs. 4 Leichname ohne Sarg transpor-
tiert,

5. gegen § 9 Abs.1 verstößt,
6. gegen die Vorschriften der §§ 22 und 23 verstößt,
7. gegen die Vorschriften des § 26 verstößt – insbe-

sondere entgegen § 26 Absatz 3 QR-Codes auf 
Grabmale ohne Genehmigung anbringt oder damit 
Werbung verbreitet, jugendgefährdende, unsittli-
che, diskriminierende, extremistische oder nicht 
den Tatsachen entsprechende Inhalte veröffentlicht 
bzw. eine Verlinkung zu solchen Inhalten vornimmt,

8. entgegen § 27 Grabmale ohne schriftliche Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung aufstellt oder verän-
dert,

9. entgegen § 29 Grabmale nicht fachgerecht befes-
tigt oder fundamentiert,

10.   entgegen § 30 Grabmale nicht dauerhaft in ver-
kehrssicherem Zustand hält,

11.  gegen die Vorschriften des § 32 verstößt.

§ 41 Alte Rechte
1. Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsver-

waltung bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits 
verfügt hat, richtet sich die Zulässigkeit der vor-
genommenen Gestaltung nach den bisherigen 
Vorschriften. Bei Änderungen in der Gestaltung, die 
nach dem Inkrafttreten dieser Satzung vorgenom-
men werden, gilt diese Satzung. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch bei Übertragung von Nutzungsrechten. 
Ausnahmegenehmigungen werden nicht erteilt.

2. Für Nutzungsrechte, die vom 1.1.1984 bis zum In-
krafttreten der Satzung vom 18.12.1986 entstanden 
sind, gilt eine Nutzungszeit von 50 Jahren.
Für Nutzungsrechte an Wahlgräbern, die bis zum 
31.12.1983 entstanden, wird die Nutzungszeit auf 
40 Jahre gekürzt. Die erneute Verlängerung der 
Nutzungsrechte wird von der Zahlung der zum 
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Zeitpunkt des Ablaufs geltenden Gebühr abhängig 
gemacht. Unberührt bleiben 30-jährige Nutzungs-
rechte und Rechte, die bereits verlängert oder 
wiedererworben wurden.

3. In Reihengräbern für Verstorbene nach Vollendung
des fünften Lebensjahres, an denen das Nutzungs-
recht vor dem 1. Januar 2024 erworben wurde,
können unter der Voraussetzung, dass die Ruhezeit
gewährleistet ist, ausnahmsweise die unter § 15 Ab-
satz 1 der Satzung für die Benutzung der Friedhöfe
der Stadt Münster in der Fassung vom 22. Juni 2015
genannten Bestattungen vorgenommen werden.

4. In Urnenreihengräbern, an denen das Nutzungs-
recht vor dem 1. Januar 2024 erworben wurde,
kann innerhalb der ersten zehn Jahre der Nutzungs-
zeit eine zweite Urne beigesetzt werden.

5. In Wahlgrabstätten für Erdbestattungen, an denen
das Nutzungsrecht vor dem 1. Januar 2024 erwor-
ben wurde, können unter der Voraussetzung, dass
die Ruhezeit gewährleistet ist, ausnahmsweise die
unter § 16 Absatz 1 der Satzung für die Benutzung
der Friedhöfe der Stadt Münster in der Fassung vom
22. Juni 2015 genannten Bestattungen vorgenom-
men werden. Diese Übergangsregelung gilt nicht
in dem Fall, dass das Nutzungsrecht nach dem 1.
Januar 2024 verlängert worden ist.

§ 41a Ausnahmen im Einzelfall
Die Friedhofsverwaltung kann im Einzelfall nach 
pflichtgemäßem Ermessen Ausnahmen von den Be-
stimmungen dieser Satzung zulassen, soweit sie mit 
dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf dem 
Friedhof vereinbar sind.

§ 42 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung Satzung 
der Stadt Münster in der Fassung vom 22. Juni 2015 
(Amtsblatt Nr. 11 vom 26. Juni 2015) außer Kraft.

--------------------------------------------------

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW wird 
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:
§ 7 Abs. 6 Satz 1
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 16. Dezember 2023
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe

In der Satzung „Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Friedhofseinrichtungen der Stadt Münster 
vom 12.12.2003, zuletzt geändert am 16.12.2016“ wurde das Satzungsdatum und das Datum der Unterschrift des 
Oberbürgermeisters im Amtsblatt Nr. 26/2023 vom 22.12.2023 Seite 294/296 versehentlich fehlerhaft bekannt 
gemacht. Die ordnungsgemäße Bekanntmachung wird hiermit nachgeholt.

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Friedhofseinrichtungen der Stadt 
Münster vom 12.12.2003, zuletzt geändert am 16.12.2016

vom 16.12.2023

Der Rat der Stadt Münster hat in seiner Sitzung am 13.12.2023 aufgrund der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW S. 712/SGV NW 610) 
in der aktuellen Fassung, der §§ 7 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW S. 666/SGV. NW 2023) in der aktuellen Fassung diese 
Satzung beschlossen:
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1. § 5 der Gebührensatzung für die Friedhofseinrichtungen der Stadt Münster erhält folgende Fassung:
Für Billigkeitsmaßnahmen gilt die Abgabenordnung (AO) vom 18. Dezember 2018 in der jeweils geltenden
Fassung.

2. Der Gebührentarif als Anlage zur Gebührensatzung erhält folgende Fassung:

lfd. Nr. Leistung Gebühr
A. Erwerb und Verlängerung von Grabstättenrechten  
Reihengräber
1. Reihengrab für Verstorbene nach Vollendung des fünften Lebensjahres 956 €
2. Reihengrab für Verstorbene bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres (Kindergrab), 20 

Jahre Nutzungszeit
141 €

3. Reihengrab als Haingrab 1.949 €
4. Reihengrab als Hainurnengrab 1.403 €
5. Urnenreihengrab 642 €
6. Urnenreihengrab als Waldgrab 696 €
Wahlgräber
7. Wahlgrab, je Grabstelle 1.812 €
8. Wahlgrab in besonderer Lage, je Grabstelle 2.274 €
9. Wahlgrab als Landschaftsgrab, je Grabstelle 5.792 €
10. Urnenwahlgrab, je Grabstelle 1.371 €
11. Wahlgrab als Urnennische im Kolumbarium, je Nische 1.808 €
12. Wahlgrab als Urnennische im Kolumbarium im Gebäude, je Nische 3.419 €
13. Wahlgrab als Baumurnengrab, je Baum 3.226 €
14. Wahlgrab am Urnenbaum, je Grabstelle 1.626 €
15. Verlängerung des Nutzungsrechtes an Wahlgräbern, je Jahr 1/30 der 

Gebühr
Anonyme Urnengräber und Aschestreufelder
16. Anonymes Urnengrab 616 €
17. Aschestreufeld 611 €
Sondergrabstätten
18. Grab in einer dauergepflegten Gemeinschaftsgrabstätte 1.319 €
19. Urnengrab in einer dauergepflegter Gemeinschaftsgrabstätte 962 €
B. Bestattung / Beisetzung  
20. Bestattung einer Totgeburt oder eines Verstorbenen vor Vollendung des fünften Lebensjahres 357 €
21. Bestattung eines Verstorbenen nach Vollendung des fünften Lebensjahres in einem Reihen-

grab/ einer dauergepflegten Gemeinschaftsgrabstätte
550 €

22. Bestattung eines Verstorbenen nach Vollendung des fünften Lebensjahres in einem Wahlgrab/ 
Tiefgrab

617 €

23. Beisetzung einer Urne in einem Erdgrab/ einem Kolumbarium/ 
Beisetzung von Aschen auf Aschestreufeldern

314 €

24. Beisetzung einer Urne in Verbindung mit einer weiteren Beisetzung/ Bestattung 232 €
25. Samstagszuschlag für den Waldfriedhof Lauheide 191 €
C. Ausgrabung  
26. Ausgrabung eines Verstorbenen bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres vor Ablauf der 

Ruhefrist
693 €

27. Ausgrabung eines Verstorbenen bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres nach Ablauf der 
Ruhefrist

492 €

28. Ausgrabung eines Verstorbenen nach Vollendung des fünften Lebensjahres vor Ablauf der 
Ruhefrist

1.020 €

29. Ausgrabung eines Verstorbenen nach Vollendung des fünften Lebensjahres nach Ablauf der 
Ruhefrist

751 €

30. Ausgrabung einer Urne 375 €
D. Sonstige Friedhofsleistungen  
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31. Nutzung der Aufbahrungsräume (mit Dekoration) bis zu drei Tagen 167 €
32. danach Nutzung der Aufbahrungsräume (mit Dekoration und Orgel- und Musikanlagennut-

zung), je angefangener Tag
56 €

33. Nutzung der Trauerhalle und der dafür vorgesehenen Gebäudeteile, je angefangene Stunde 134 €
34. Trägerdienst (fünf Personen) für eine Sargbestattung auf dem Waldfriedhof Lauheide 341 €
35. Stellung einer Arbeitskraft für Grabgeleit/ Trägerdienst/ Trauerfeier, je angefangene Stunde 66 €
36. Genehmigung  eines Grabmals, einer Abdeckung oder einer Einfassung, je Antragsgegenstand 54 €
37. Gebühren für Sonderleistungen, die nicht im Gebührenverzeichnis aufgeführt sind, werden 

nach angefallenen Kosten oder nach Stundensätzen berechnet
 

  Personaleinsatz pro Person, je Stunde 45,00 €
  Einsatz Bagger, je Stunde 40,00 €
  Einsatz LKW, je Stunde 30,00 €

3. Der Absatz „Entgelte für die Grabpflege durch die 
Stadt Münster“ entfällt.

4. Diese Änderungssatzung tritt am 1.1.2024 in Kraft.
--------------------------------------------------

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW wird 
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:
§ 7 Abs. 6 Satz 1
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 16. Dezember 2023
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe
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Im Tarif „Tarif für Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe im Jahr 2024“ wurde das Satzungsdatum und das Da-
tum der Unterschrift des Oberbürgermeisters im Amtsblatt Nr. 26/2023 vom 22.12.2023 Seite 297 versehentlich 
fehlerhaft bekannt gemacht. Die ordnungsgemäße Bekanntmachung wird hiermit nachgeholt.

Tarif für Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe im Jahr 2024

vom 16.12.2023
Der Rat der Stadt Münster hat den nachfolgenden Tarif für Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe Münster in 
seiner Sitzung am 13.12.2023 beschlossen.
Für Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe Münster ist, soweit es sich nicht um gebührenpflichtige Leistungen 
handelt, ein privatrechtliches Entgelt entsprechend den nachstehenden Sätzen zu zahlen:

I. Personalkosten je Stunde

Handwerker Egr. 7 Fahrer Egr. 6 Hilfskräfte Egr. 4
Normalstunde 41,73 € 40,09 € 36,43 €
1/6 Stundsatz 6,96 € 6,68 € 6,07 €

Zeitzuschläge je Stunde Handwerker Egr. 7 Fahrer Egr. 6 Hilfskräfte Egr. 4
Nachtarbeit 21 – 6 Uhr 20 % 4,10 € 3,98 € 3,72 €
Samstags 13 – 21 20% 4,10 € 3,98 € 3,72 €
Sonntags 25 % 5.12 € 4,97 € 4,65 €
24. und 31.12. ab 6 Uhr 35 % 7,17 € 6,96 € 6,51 €
Feiertagsarbeit ohne Freizeitausgleich 135 % 27,64 € 26,85 € 25,11 €

Die Zeitzuschläge entsprechen den gegenwärtig geltenden tarifvertraglichen Regelungen.

II. Sachkosten je Stunde

Anfahrtspauschale Kehrmaschine 21,00 €
je 1/6 Stunde je Stunde

Einsatzwagen Bereitschaftsdienst 3,94 € 23,66 €
Lkw bis 7,5 t 2,17 € 13,01 €
Lkw über 7,5 t 5,23 € 31,35 €
Kehrmaschine 7,20 € 43,18 €
Kleinkehrmaschine 6,51 € 39,04 €
Radwegbetreuungsgerät 2,66 € 15,97 €
Pressmüllwagen 5,32 € 31,94€

III. Allgemeines 
Bei der Berechnung wird je angefangene 10 Minuten 1/6 Stundensatz zugrunde gelegt.
Sondervereinbarungen zwischen den Abfallwirtschaftsbetrieben und dem Auftraggeber können für Leistungen 
getroffen werden, die in diesem Tarif nicht berücksichtigt sind.
IV. Entgeltliste für die Annahme von Abfällen

a) Altholz A I-III 45,00 €/t
b) Alholz A IV 75,00 €/t
c) Wurzelstöcke 45,00 €/t
d) Flachglas 80,00 €/t
e) Reifen 2,50 €/Stück
f) Reifen mit Felge 12,50 €/Stück
g) Grünabfälle 45,00 €/t
h) Entgelt gemischte Abfälle zur Verwertung 230,00 €/t
i) Mineralwolle 750,00 €/t
j) Asbestabfälle 290,00 €/t
 Dieser Tarif tritt ab dem 1.1.2024 in Kraft. Gleichzeitig wird der derzeit gültige Tarif aufgehoben.

--------------------------------------------------
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Der vorstehende Tarif wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

Münster, den 16. Dezember 2023
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe

Einladung zur Jagdgenossenschafts-
versammlung 

Zu folgenden Jagdgenossenschaftsversammlungen 
wird eingeladen:

JG Münster Nienberge I Uhlenbrock:
14. März 2024 um 19 Uhr; Gasthof Stermann, Hansell 
14, Altenberge
JG Münster Nienberge II Häger:
21. März 2024 um 19 Uhr; Gasthof Stermann, Hansell 
14, Altenberge
JG Münster Nienberge III Dorfbauerschaft:
7. März 2024 um 20 Uhr; Wirtshaus Zur Post, Altenber-
ger Straße 8, Münster
JG Münster Nienberge IV Schonebeck:
20. März 2024 um 19.30 Uhr; Haus Hüerländer, Twe-
renfeldweg 4, Münster

Es ist jeweils folgende Tagesordnung vorgesehen:
1. Begrüßung
2. Genehmigung des Protokolls der letzten Versamm-

lung 
3. Bericht über die Neuverpachtung des Jagdbezirks 

per 1.4.2024 *
4. Kassenbericht und Entlastung des Vorstandes und 

des Kassenführers
5. Neuwahl der/des stellvertretenden Vorsitzenden **
6. Neuwahl der Kassenprüfer
7. Beratung und Beschlussfassung über den Haus-

haltsplan 2024/25 sowie über die Verwendung des 
Reinertrages 

8. Verschiedenes
*) betrifft JG IV Schonebeck; **) betrifft JG I Uhlenbrock

Die Haushaltspläne sowie die Beschlüsse über die Ver-
wendung des Reinertrages liegen vom 1. bis 15. April 
2024 bei Herrn Burkhard Farwick zum Hagen, Derßen-
brockstiege 9, 48161 Münster zur Einsichtnahme aus.

Münster, im Februar 2024
Die Vorsitzenden der Jagdgenossenschaften
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Aufsichtsrat der Stadtwerke Münster GmbH

Walter von Göwels
Vorsitzender des Aufsichtsrates 
Ratsherr
Selbst. Versicherungskaufmann
Münster

Steffen Grimm
Arbeitnehmervertreter
Bauverantwortlicher Netzservice
Münster

Maria Winkel 
1. Stellvertretende Vorsitzende 
Kauffrau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft
Münster

Hugo Hölken
Sachkundiger Bürger
Landwirt und Kaufmann
Münster

Dominic Röhricht 
2. Stellvertretender Vorsitzender
Arbeitnehmervertreter
Freigestelltes Betriebsratsmitglied
Meister Elektroinstallateur/Netzmonteur
Steinfurt

Dr. Robin Korte
Ratsherr
Lebensmittelchemiker
Münster

Jörg Berens
Ratsherr
Social Media Manager
Münster 

Dr. Ulrich Möllenhoff
Ratsherr
Rechtsanwalt/ Fachanwalt für Steuerrecht
Münster

Sebastian Birkhahn
Arbeitnehmervertreter
Abteilungsleiter Vertriebs- +
Prozessmanagement Mobilität
Münster

Wayne Pike
Arbeitnehmervertreter
Busfahrer
Münster

Andrea Blome (ab 13.12.23)
Ratsfrau
Journalistin
Münster

Cornelia Reher
Arbeitnehmervertreterin
Strat. Einkäuferin
Münster

Astrid Bühl
Ratsfrau
Schulleiterin
Münster

Sylvia Rietenberg
Ratsfau
Sozialarbeiterin
Münster

Robin Denstorff
Stadtbaurat
Münster

Anneliese Szcepanek
Arbeitnehmervertreterin
Kaufmännische Angestellte
Drensteinfurt

Matthias Glomb (ab 13.12.23)
Ratsherr
Lehramtsreferendar
Münster

Ulrich Thoden 
Ratsherr 
Lehrer am Berufskolleg
Münster

Münster, den 15. Januar 2024
Sebastian Jurczyk  Frank Gäfgen
Geschäftsführer der Stadtwerke Münster GmbH
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Aufnahme einer Kraftloserklärung

Das aufgebotene Sparkassenbuch

Nr. 407120583

ausgestellt von der Sparkasse Münsterland Ost, wird 
hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 13. Februar 2024
Sparkasse Münsterland Ost
Der Vorstand

Wasser- und Bodenverband Obere Stever

Der Wasser- und Bodenverband Obere Stever, Sitz in 
Nottuln, führt ab sofort bis Ende des Jahres innerhalb 
des Verbandes die Unterhaltungsarbeiten an sonstigen 
Gewässern durch. Gemäß § 39 des Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushaltes (Wasser-Haushaltsgesetz – 
WHG –) Neubekanntmachung vom 31.7.2009 und § 97 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswasser-Gesetz – LWG –) vom 25.6.1995 – je-
weils in der zurzeit gültigen Fassung – werden hiermit 
die Unterhaltungsarbeiten an den Gewässern ange-
kündigt.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß §§ 20 und 
21 der Verbandssatzung die Gewässeranlieger ver-
pflichtet sind, das auf ihre Grundstücke gebrachte 
Räumgut bis zum 1. November 2024 wegzuräumen. 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass Besitzer der 
zum Verband gehörenden und an einem Wasserlauf 
des Verbandes liegenden zur Weide genutzten Grund-
stücke verpflichtet sind, diese gemäß § 20 Abs. 3 der 
Verbandssatzung ordnungsgemäß einzuzäunen. Der 
Zaun muss wenigstens 80 cm Abstand von der obe-
ren Böschungskante haben. Bei Dauerweiden ist eine 
Einfriedigung Vorschrift. 

Gemäß § 20 Abs. 4 der Verbandssatzung muss der 
Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
mindestens 100 cm zur oberen Böschungskante betra-
gen.

Nottuln, den 16. Februar 2024
Wasser- und Bodenverband Obere Stever
48301 Nottuln
Ralf Högemann
Verbandsvorsteher

Betretungsverbot Standortübungsplatz 
Handorf-Ost und Münster Dorbaum für die 
Zivilbevölkerung

Der Standortälteste Münster weist darauf hin, dass 
alle Platzteile des Standortübungsplatzes Handorf-Ost 
zum militärischen Sicherheitsbereich umgewidmet 
wurden. Das Übungsgelände Münster Dorbaum ist 
ebenfalls ein militärischer Sicherheitsbereich. Beide 
Übungsplätze dürfen nur mit ausdrücklicher Geneh-
migung des StOÄ Münster betreten und befahren 
werden. 
Unbefugtes Betreten, das Umgehen, Umfahren und 
Öffnen von geschlossenen Schranken ist verboten und 
wird strafrechtlich verfolgt. 

Die Grenzen beider Übungsplätze sind durch ent-
sprechende Schranken, Hinweisschilder, verbindliche 
Verkehrszeichen und eindeutige Beschilderung gut 
sichtbar gekennzeichnet. Diese Vorkehrungen dienen 
in erster Linie dem Schutz der Bevölkerung.  

Das Verbot Fundmunition zu berühren, aufzuneh-
men oder in Besitz zu nehmen, weist insbesondere 
bei Munition und Munitionsteilen auf die potentielle 
Lebensgefahr hin!

Der Standortälteste Münster
Tel.: 0251-506-3400

Münster, den 21. Dezember 2023
i.A.
Maik Kühs
Oberstabsfeldwebel
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Benachrichtigung über öffentliche Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Die nachfolgend aufgeführten Schriftstücke der Stadt 
Münster werden durch eine öffentliche Bekanntma-
chung zugestellt.
Bitte beachten Sie:
1. Mit dieser Benachrichtigung über eine öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

2. Das Schriftstück gilt als öffentlich zugestellt, wenn 
seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen verstrichen sind.

3. Das Schriftstück kann eine Ladung zu einem Termin 
enthalten. Das Versäumen dieses Termins kann 
Rechtsnachteile zur Folge haben.

Sie oder ein/e von Ihnen dazu Bevollmächtigte/r 
können einen Ausdruck des Schriftstücks bis zum 
1.3.2024 bei der Stadt Münster abholen beim Amt für 
Kommunikation, Stadthaus 1, 5. Etage, Zimmer 5.051 
oder 5.061, Eingang Heinrich-Brüning-Straße.

Bitte vereinbaren Sie einen Termin unter:
Tel. 0251/492-1303

Ausweisdokumente:

Bitte bringen Sie unbedingt ein Ausweisdokument 
mit, wenn Sie den Ausdruck des Schriftstücks abholen. 
Sofern Sie als Bevollmächtigte/r erscheinen, benöti-
gen Sie Ihr eigenes Ausweisdokument; den Nachweis 
der Bevollmächtigung und ein Ausweisdokument des 
Zustelladressaten.
Ausweisdokumente deutsche Mitbürger/-innen: Perso-
nalausweis, Reisepass 
Ausweisdokumente ausländische Mitbürger/-innen: 
Nationalpass, internationaler Reiseausweis, Ausweiser-
satz
Ein Führerschein reicht nicht.

Name und letzte bekannte Anschrift des  
Zustellungsadressaten

Datum des 
Schriftstücks

Aktenzeichen des 
Schriftstücks

Art des 
Schriftstücks *

James Mc Ginley, unbekannt 24.1.2024 36.02.0119 / 202420925 Bescheid

Hanien Bashier, c/o SkF e.V., Katharinenstraße 10-12, 
48145 Münster

25.1.2024 59.3315.397570 Bescheid

Jörg Tenwinkel, Eupener Weg 16, 48149 Münster 29.1.2024 32.22.0444 VA1/MS-
MY900

Bescheid

Radoslaw Czerski,Franz-Berding-Weg 21A,  
48165 Münster

29.1.2024 32.22.0444 VA1/MS-
RA1977

Bescheid

Balázs, Adél, Warendorfer Straße 265, 48155 Münster 30.1.2024 4004.1903.750.2 Bescheid

Petya Turkan, Schwarzer Kamp 59, 48163 Münster 30.1.2024 59.3519.410320 Bescheid

Dennis Perlwitz, Am Wasserturm 9, 48151 Münster 31.1.2024 32.22.0444 MS-AD7883 Bescheid

Gizem Bolater, Schüchtermannstraße 54,  
44145 Dortmund

19.1.2024 59.1204.264060 Bescheid

Marcel Durieux, Eichhornweg 7, 48157 Münster 23.1.2024 10.31.0304 Bescheid

Florim Zejnullahu, An der Alten Ziegelei 36c,  
48157 Münster

30.1.2024 36.02.0119 / 202320327 Bescheid

Otto Wattendorff, Ludgeriplatz 4, 48151 Münster 2.2.2024 59.3321.585484 Bescheid

Oelksandr Iakovenko, Lauenburger Straße 23,  
48147 Münster

5.2.2024 32.22.0444 VA1/ MS-
UM182

Bescheid

Rana Khalaf, Düesbergweg 80, 48153 Münster 5.2.2024 59.3304.539139 Bescheid

Daniel Pascal Rüdemann, Paul-Engelhard-Weg 15, 
48167 Münster

6.2.2024 59.3112.494872 Bescheid

Babette Finke, Schonebeck 45a,c/o Schmitz,  
48329 Havixbeck

6.2.2024 4004.1850.009.1 Bescheid

Abdelouahab Sajjaa, Hogenbergstraße 25,  
48153 Münster

6.2.2024 59.3708.007018 Bescheid

Sara Socha, Killingstraße 15, 48159 Münster 7.2.2024 32.22 0045 VA1
ST-Z5230

Bescheid
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Name und letzte bekannte Anschrift des  
Zustellungsadressaten

Datum des 
Schriftstücks

Aktenzeichen des 
Schriftstücks

Art des 
Schriftstücks *

Maik Schiz, An den Burwiesen 22, 49525 Lengerich 7.2.2024 54-4004.1864.288.2 Bescheid

Silviya Shopova, c/o SkF Katharinenstraße 10, 48145 
Münster

7.2.2024 59.3322.583632 Bescheid

Ruisen Yan, c/o Diakonie Wohnhilfen, Windthorststra-
ße 7, 48143 Münster

7.2.2024 59.3321.580502 Bescheid

Greogor Weiser, letzte bekannte Zustelladresse Frie-
senstr. 22, 20097 Hamburg

10.1.2024 59.3602.192581 Bescheid

Ismail Mohamed Ali, Ludgeriplatz 4, 48151 Münster 7.2.2024 59.3321.591362 Bescheid

Alejandra Ivelisse Molina De Schiller, Katharinenstraße 
10, 48145 Münster

7.2.2024 59.3322.582683 Bescheid

Daniel Moldenhauer, Ludgeriplatz 4, 48151 Münster 7.2.2024 59.3321.401670 Bescheid

Marcel Becker, Bonnenkamp 49, 48167 Münster 8.2.2024 32.22.0444 MS-UP103 Bescheid

Ute Krack, Geistkamp 20, 48165 Münster 5.2.2024 10.31.0304 Bescheid

Jenny Szumotalski, c./o. Frauenberatungsstelle Ober-
hausen, Helmholtzstraße 48, 46045 Oberhausen

8.2.2024 59.1207.509471 Bescheid

Christoph Schockemöhle, Hafenweg 26 a,  
48155 Münster

9.2.2024 32.22.0444 VA1/ 
MS-R706

Bescheid

Radoslaw Czerski, Kesslerweg 37, 48155 Münster 13.2.2024 32.22 0045 VA1
MS-P123

Bescheid

Janet Kyeremaa, Ghana 13.2.2024 51.42.0111 KR 12739 Bescheid

Firma Gargano Immobilien GmbH, GF Saverio  
Gargano, Alter Steinweg 34, 48143 Münster

30.1.2024 2001.0005.9658 Bescheid

*  Enthält das Schriftstück eine Ladung zu einem Termin, kann das Versäumen dieses Termins Rechtsnachteile zur 
Folge haben
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Impressum

Herausgeberin: Stadt Münster
 Amt für Kommunikation
 Stadthaus 1, Klemensstraße 10, 
 48143 Münster
Redaktion:  Anja Rassek
 Telefon 02 51/4 92-13 31
 E-Mail:  
 rassek@stadt-muenster.de
Druck:  Personal- und Organisationsamt
 Expedition und Druck

Das Amtsblatt wird veröffentlicht unter:
www.stadt-muenster.de/amtsblatt.html.
Es ist auch eine gedruckte Ausgabe erhältlich.
Jahres-Abonnement: 32 Euro. Kündigung spätestens bis 
zum 15. Dezember für den 1. Januar des Folgejahres.
Einzelnummern gibt es in der Münster-Information im 
Stadthaus 1.
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